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Vorwort 

Ein jedes Kind in seiner Individualität zu respektieren und zu schützen ist ein grundlegender 
Auftrag Hamburger Schulen, der zum Selbstverständnis unserer pädagogischen Arbeit 
gehört.  

Seit 2012 ist der Kinderschutz in einem Bundesgesetz gestärkt worden (Bundeskinderschutz­
gesetz) und hat als gesamtgesellschaftliche Aufgabe damit nochmals an Relevanz gewonnen. 
Um diesen Auftrag am eigenen Standort gemeinsam mit Partnern und in Passung mit den 
Gegebenheiten vor Ort effektiv umsetzen zu können und allen Beteiligten Handlungssicherheit 
zu geben, ist die Entwicklung eines schuleigenen Kinderschutzkonzeptes von großer 
Bedeutung. 

Wir möchten Sie dabei unterstützen, bis zum Sommer 2018 ein solches standortspezifisches 
Konzept zu entwickeln, das mit den Maßnahmen zur Ganztagsbetreuung und Inklusion in 
Verbindung steht. Hierzu haben wir für Sie einen „Kinderschutzordner“ entwickelt, der Ihnen 
noch im Frühjahr 2017 als Arbeitsgrundlage zur Verfügung stehen wird. 

Thorsten Altenburg-Hack
Amtsleitung



                                      Kinderschutz
                                     Schutzkonzept 

Entwurf für einen (unverbindlichen) Bearbeitungsvorschlag zur Entwicklung eines standort­
spezifischen Kinderschutzkonzeptes:

Liebe Schulleitung, 
liebe Steuergruppe,

mit den Unterlagen und Materialien im „Kinderschutzordner für Hamburger Schulen“ 
erhalten Sie zunächst eine Sammlung der Themenschwerpunkte für die Entwicklung eines 
standortspezifischen Kinderschutzkonzeptes. Die Aufteilung in „Kinderschutz“ (Teil A) sowie 
„Schutzkonzept“ (Teil B) strukturiert zwei Gefährdungsbereiche für Kinder und Jugendliche. 
Insbesondere die Herangehensweise bzw. der Umgang mit Verdachtsfällen in der Schule ist 
hier unterschiedlich.

Die Hamburger Schulen haben sich mit dem Kinderschutz unterschiedlich intensiv beschäftigt. 
Deshalb wird es Schulen geben, die sich mit allen Schwerpunkten befassen sollten und andere 
Schulen konzentrieren sich auf spezielle Fragestellungen.

Dieser Ordner soll Sie in der konkreten Arbeit unterstützen, wie Ihr spezifisches Konzept an 
Ihrer Schule aussehen soll: Welche Themen dazu gehören, welche Meinungsbildungsprozesse 
erforderlich sind, wer daran zu beteiligen ist, als auch, wie z.B. ein schulinterner Leitfaden in 
einem Verdachtsfall von Kindeswohlgefährdung aussehen sollte.

Entwurf für eine Bearbeitungsoption:

1.	 Trotz der jeweiligen Unterschiedlichkeit der einzelnen Schulstandorte sollten doch alle 
Kinderschutzkonzeptentwicklungen mit einer allgemeinen Potenzial- und Risikoanalyse 
beginnen. Die Auseinandersetzung mit den potenziellen Risiken an Ihrer Schule führt zur 
Sichtung Ihrer bereits vorhandenen präventiven Strukturen, die zu einem Schutzkonzept 
dazugehören und in jedem Fall gesehen werden sollten, z.B. für

	 Teil A (Kinderschutz): Sensibilisierung des Personals durch Qualifizierung/Fortbildung, 
Vernetzung mit Kooperationspartnern, regelmäßige Beratungssettings etc.

	 Teil B (Schutzkonzept): Verhaltensregeln für das Personal, Partizipation von Eltern, 
Schülerinnen und Schüler, Beschwerdewege etc.

	 Auch wenn sich beide Bereiche in einer Schnittmenge wiederfinden, empfiehlt es sich 
zunächst mit der Materialsammlung eines Teiles (z.B. Teil A-Kinderschutz) die Konzept­
entwicklung zu beginnen und die dafür vorgesehenen Kapitel zu bearbeiten und für Ihren 
Standort zu ergänzen.



2.	 An die Sichtung des Vorhandenen (Bestandsaufnahme) schließt sich die Sammlung von 
Ideen und Lösungen an, 
-	 die z.B. den Ausbau einer Kultur des Vertrauens für die Schülerinnen und Schüler 

beschreibt (u.a. Beschwerdemanagement), damit diese sich mit ihren Sorgen an Sie 
richten (Teil A und B) 

-	 oder die z.B. die weiteren Risiken bzgl. gewaltsamer oder sexueller Übergriffe durch 
Personal in Ihrer Schule berücksichtigen (Teil B).

3.	 Das Ergebnis kann anhand der Vorstrukturierung der Kapitel in den beiden Teilen direkt 
im Ordner integriert bzw. ergänzt werden. So kann z.B. gezielt in einem Verdachtsfall von 
Kindeswohlgefährdung im Teil A der Handlungsleitfaden „Kinderschutz an Schulen“ und der 
in der Materialsammlung enthaltene „Entscheidungsbaum“ als Grundlage für das weitere 
Vorgehen zu Rate gezogen werden. Die Namen und Erreichbarkeit der qualifizierten 
Kinderschutzfachkräfte Ihrer Schule sollten u.a. in diesem Kapitel aktualisiert aufgeführt 
sein. 

4.	 Zur Bearbeitung können Leitungsbesprechungen, Steuergruppen, pädagogische Ganztags­
konferenzen, Jahrgangskonferenzen bzw. Lehrerkonferenzen genutzt werden.

5.	 Abschluss der Entwicklungsarbeit: Vorstellung des Kinderschutzkonzeptes in den einzelnen 
Schulgremien.

Wir wünschen Ihnen viel Erfolg bei der konzeptionellen Entwicklung!

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Christian Böhm

Bei Fragen wenden Sie sich bitte an:

Stefani Voß
Tel. 42863 – 7009
Email: stefani.voss@bsb.hamburg.de
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Handhabung des „Kinderschutzordners für Hamburger Schulen“

Ziel	 Der „Kinderschutzordner für Hamburger Schulen“ soll Sie in Ihrer 
täglichen Arbeit in der Schule unterstützen und Ihnen eine Hand­
lungsorientierung für die Entwicklung eines standortspezifischen 
Kinderschutzkonzeptes in Ihrer Schule geben. 

	 Grundsätzlich dient der „Kinderschutzordner für Hamburger 
Schulen“ als Vorlage und Ideengeber für die Entwicklung eines 
standortspezifischen Kinderschutzkonzeptes, das von der Schule 
entworfen, inhaltlich gestaltet und weiterentwickelt wird.

Zielgruppe	 Der Kinderschutzordner richtet sich an die in Schule verantwortlichen 
Schulleitungen in Zusammenarbeit mit den zuständigen Fach­
kräften, wie z.B. Abteilungsleitungen, Beratungslehrkräfte, För­
derkoordinatoren, schulische Kinderschutzfachkräfte sowie in 
Kooperation mit dem GBS-Träger.

Struktur/Aufbau 	 Der Ordner teilt sich in einen Teil A (Kinderschutz – bezogen auf 
das außerschulische Umfeld) und einen Teil B (Schutzkonzept – 
bezogen auf das innerschulische Umfeld) auf. Das jeweilige Inhalts­
verzeichnis dient zur Orientierung bzgl. der Themenschwerpunkte 
in den Kapiteln.

	 In jedem Kapitel wird zunächst der Begriff des jeweiligen Bausteins 
erklärt. Daran schließt sich eine Aufzählung von möglichen zu 
entwickelnden Maßnahmen bzw. Produkten an.

	 Im Anschluss folgen Vorlagen, Formulare oder Informationstexte 
(z.B. in Form von Flyern), die am Ende jeden Kapitels als Anlagen 
eingeheftet sind und optional verwendet werden können.

Prozess	 Die erste Prüfung der Unterlagen des Kinderschutzordners sollte 
durch die Schulleitung erfolgen. Im Rahmen einer schulischen 
Steuergruppe können eine Bestandsaufnahme bzw. Risikoanalyse 
bezogen auf die Situation an der Schule vorgenommen werden, um 
dann mit dem Kollegium, den Kooperationspartnern, der Eltern­
schaft und den Schülerinnen und Schülern an den priorisierten 
Bausteinen zu arbeiten.



Kinderschutz
Teil A



Einleitung (Teil A – Kinderschutz)

Wirksamer Kinderschutz bedingt die Sicherstellung und Umsetzung der in der internationalen 
Kinderkonvention1 der Vereinten Nationen verbrieften Kinderrechte. Diese sind insbesondere:

•	 Vorrangigkeit des Kindeswohls: Das Grundprinzip der Orientierung am Kindeswohl (“best 
interest of the child”) verlangt, dass bei allen Kinder betreffende Maßnahmen das Wohl des 
Kindes im Vordergrund steht (Artikel 3).

•	 Berücksichtigung des Kindeswillens: Kinder haben das Recht darauf, dass sie zu allen sie be­
treffenden Angelegenheiten ihre Meinung äußern können und dass diese auch angemessen 
berücksichtigt wird. (Artikel 12)

•	 Recht auf Gleichbehandlung und Schutz vor Diskriminierung: Das Recht auf Gleichbehand­
lung aller Kinder (Artikel 2).

•	 Sicherung von Entwicklungschancen: Das Grundprinzip besagt, dass jedes Kind ein Recht 
auf bestmögliche Entwicklungschancen hat (Artikel 5 und 6).

•	 Schutz vor Gewaltanwendung, Misshandlung, Verwahrlosung: Kinder haben das Recht 
darauf, vor jeder Form körperlicher oder geistiger Gewaltanwendung, Schadenzufügung 
oder Misshandlung, vor Verwahrlosung oder Vernachlässigung, vor schlechter Behandlung 
oder Ausbeutung einschließlich des sexuellen Missbrauchs geschützt zu werden. (Artikel 19)

Wirksamer Kinderschutz und die Einführung von Schutzkonzepten in Schule erfordert eine 
Sensibilisierung für das Thema, einen gemeinsamen Prozess des Beobachtens, Reflektierens 
und Erkennens, die Auseinandersetzung mit der eigenen Haltung, Austausch und Absprachen 
im Team bis zur Entwicklung von Handlungsleitlinien. Dies beinhaltet auch die gemeinsame 
Verschriftlichung des gelebten Alltags sowie eine Überprüfung aller Regeln, Abläufe und Struk­
turen zur Umsetzung und Wahrung der Kinderrechte. Vorgaben, Ablaufpläne, Strukturen sind 
nur dann wirksam, wenn Kinderschutz sowohl in der Haltung der Mitarbeiter als auch in der 
Kultur der Schule verankert ist.

Die Bezeichnung Kinderschutzkonzept und der dazugehörende Kinderschutzordner 
basieren auf dem Zusammenbringen der o.g. Inhalte. Damit soll eine inhaltliche Synthese 
für einen möglichst breit aufgestellten Kinderschutz innerhalb und außerhalb der Schule als 
Unterstützung erreicht werden. Oberstes Ziel ist es, Handlungssicherheit für Pädagoginnen, 
Pädagogen und nichtpädagogisches Personal an Schulen zu schaffen für die Klärung und die 
Bewältigung von schwierigen Situationen.

Der Hamburger Ansatz in der Entwicklung von schulischen Kinderschutzkonzepten nimmt 
sowohl das außerschulische als auch das innerschulische Umfeld von Kindern in den Blick. 
Beide Blickrichtungen sind wichtig, um Kinder während des Heranwachsens zu fördern, zu 
unterstützen und zu schützen:

•	 In Bezug auf das außerschulische Umfeld geht es um die Sorgen, die sich Pädagogen 
machen, wenn Kinder ihnen von besorgniserregenden Situationen in ihrer Familie oder 
Freizeit berichten.

•	 Das Schutzkonzept bezieht sich auf das innerschulische Umfeld und somit ebenso auf den 
Umgang von Kindern und Jugendlichen untereinander (Grenzverletzungen unter Kindern/ 
Jugendlichen) wie auch auf den Umgang von schulischem Personal mit Kindern und 
Jugendlichen (Übergriffe/ Grenzverletzungen durch Personal). 

1	 http://www.bmfsfj.de/BMFSFJ/Service/publikationen,did=3836.html?view=renderPrint



Teil A – Kinderschutz (bezogen auf das außerschulische Umfeld)

1.	 Bundeskinderschutzgesetz

2.	 Kindeswohlgefährdung

3.	 Aufgaben- und Handlungsfelder  

4.	 Vernetzung mit Kooperationspartnern

5.	 Qualifizierung von Personal

6.	 Kinderrechte

7.	 Interventionsplan 
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1.	 Bundeskinderschutzgesetz

Die Sorge um das Wohl von Kindern und Jugendlichen ist eine gemeinsame Aufgabe von allen 
Berufsgruppen, die im Kontakt zu Kindern und Jugendlichen stehen. Für Schulen bedeutet 
dies, dass alle am Schulleben beteiligten Erwachsenen (Lehrerinnen und Lehrer, pädagogische 
Fachkräfte und Eltern) für die ihnen anvertrauten Kinder und Jugendlichen im Sinne einer 
Erziehungspartnerschaft gemeinsam Sorge tragen.

Das Bundeskinderschutzgesetz vom 01.01.2012 hebt diese gesamtgesellschaftliche Aufgabe 
deutlich hervor, die in besonderer Weise im Zusammenwirken von Schule und Jugendhilfe in 
gemeinsamer Verantwortung getragen werden soll. 
Es fordert Lehrerinnen und Lehrer u.a. auf, allen Anhaltspunkten von Gefährdungen nachzugehen 
(siehe Anlage: Gesetz zur Kooperation und Information im Kinderschutz (KKG) § 4 Beratung und 
Übermittlung von Informationen durch Geheimnisträger bei Kindeswohlgefährdung) und aktiviert 
Akteure aus beiden Institutionen (Schule und Jugendhilfe) sich auf den Weg zu machen, um 
gemeinsame Grundlagen ihrer Kooperation durch Rahmen und Regeln im Kinderschutz aufzustellen. 

Rechtsanspruch auf Beratung durch eine insoweit erfahrene Fachkraft:
Zur Einschätzung der Kindeswohlgefährdung haben die Berufsgeheimnisträger des § 4 Abs.1 
KKG einen Rechtsanspruch auf Beratung durch eine insoweit erfahrene Fachkraft (Meysen, 
2013, Anhang § 8b - KKG Rn. 99). Die Einschätzungsvorgänge bei einer Kindeswohlgefährdung 
sind sehr komplex und erfordern unbedingt eine kompetente Reflexion mit insoweit erfahrenen 
Fachkräften nach §§ 8a, 8b SGB VIII; § 4 KKG.

Hamburger Schulen können zur Unterstützung folgende Personen einbeziehen: 
•	 Kinderschutzfachkraft an der Schule
	 Suchen Sie Unterstützung bei der Kinderschutzfachkraft oder dem Beratungsdienst ihrer 

Schule. Sie ist für Fragen des Kinderschutzes zuständig, verfügt über eine besondere 
fachliche Expertise, kennt Einrichtungen der Jugendhilfe und unterstützt Kolleginnen, 
Kollegen und die Schulleitung im Einzelfall. 

•	 Moderator/Moderatorin für Kinderschutz am ReBBZ
	 Suchen Sie Unterstützung bei einer Moderatorin oder einem Moderator für Kinderschutz 

am für Ihre Schule zuständigen ReBBZ. Diese kennen sich mit Verfahrensstandards im 
Umgang mit gewichtigen Anhaltspunkten einer Gefährdung aus. 

•	 „Insoweit erfahrene Fachkraft aus der Jugendhilfe“
	 Suchen Sie Unterstützung bei der Jugendhilfe. Das Bundeskinderschutzgesetz formuliert 

für Lehrerinnen und Lehrer das Recht auf Unterstützung durch eine insoweit erfahrenen 
Fachkraft. Sie ist in der Regel eine Fachkraft der Jugendhilfe und berät die schulischen 
Kinderschutzfachkräfte, die Moderatorinnen und Moderatoren für Kinderschutz am 
ReBBZ oder ratsuchende Lehrerinnen und Lehrer bei der Gefährdungseinschätzung. Die 
Kinderschutzkoordinatorinnen und –koordinatoren der Bezirksämter, Mitarbeiterinnen oder 
Mitarbeiter einer Fachberatungsstelle oder eines Kinderschutzzentrums sind beispielsweise 
insoweit erfahrene Fachkräfte aus der Jugendhilfe.

(aus: „Kinderschutz an Schulen“, Handlungsleitfaden für Hamburg, Ralf Slüter, Hamburg 2017, 3. Auflage, S. 13)

Anlage
-- Bundeskinderschutzgesetz, Der Inhalt in Kürze (https://www.bmfsfj.de)



Materialien
Bundeskinderschutzgesetz
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2.	 Kindeswohlgefährdung

Die Rechtsprechung versteht unter Gefährdung des Kindeswohls „eine gegenwärtige in einem 
solchen Maße vorhandene Gefahr, dass sich bei der weiteren Entwicklung eine erhebliche 
Schädigung mit ziemlicher Sicherheit voraussehen lässt“ (BGH FamRz 1956).
Das neue Bundeskinderschutzgesetz nimmt auch Lehrerinnen und Lehrer in die Pflicht, Ver­
fahrensschritte zur Klärung einer Kindeswohlgefährdung zu berücksichtigen: 
Einbeziehung von Kindern, Jugendlichen und Eltern und die Hinwirkung auf geeignete Hilfen. 
Bei der Klärung haben sie einen Anspruch auf externe Beratung.
Von akuten Gefahren für die körperliche und psychische Unversehrtheit abgesehen, wird die 
Entscheidung, ob eine Kindeswohlgefährdung vorliegt, erst dann getroffen, wenn diese vorge­
schriebenen Schritte die Gefährdung nicht abwenden können.
Der dann mögliche Eingriff ins Elternrecht ist dem Familiengericht vorbehalten. Das Familien­
gericht kann verschiedene Maßnahmen zur Abwendung der Gefahr anordnen oder den Eltern 
Rechte entziehen.

In der Klärung einer Kindeswohlgefährdung müssen also im Einzelfall Verfahrensschritte eingehalten 
werden. In der Bewertung von Anhaltspunkten geht es um die Unterscheidung zwischen belastenden 
und gefährdenden Lebenslagen. Belastende Lebenslagen sind schicksalhaft für die Familie und das 
Kind und sie entscheiden selbst, ob sie Hilfen in Anspruch nehmen möchten.
Gefährdende Lebenslagen dem gegenüber machen das Handeln von Jugendhilfe und Familien­
gericht im beschriebenen Sinne zwingend notwendig.

Die Feststellung einer Kindeswohlgefährdung, die eine Einschränkung des Elternrechts erlaubt, 
ist also Ergebnis einer Gefahreneinschätzung in jedem Einzelfall und wird letztlich vom Familien­
gericht entschieden.

(aus: Kinderschutz an Schulen, Handlungsleitfaden für Hamburg, Ralf Slüter, Hamburg 2017, 3. Auflage, S. 7/8)

Voraussetzungen zur Erfüllung des Schutzauftrages in der Schule: 
•	 Lehrerinnen und Lehrer, Schulsozialarbeiterinnen und Schulsozialarbeiter sowie anderes 

schulisches Fachpersonal müssen die neue Rechtslage kennen 
•	 Sensibilisierung für gewichtige Anhaltspunkte einer Kindeswohlgefährdung 
•	 Qualifizierung, Raum und Zeit für Gespräche und Methoden der kollegialen Beratung im 

Kontext Kinderschutz 
•	 Entwicklung schulinterner Verfahren zum Vorgehen bei Verdacht auf 

Kindeswohlgefährdungen 
•	 Systemübergreifende Kooperation - das Jugendamt als Partner 
•	 In der Schutzplanung verbindliche Absprachen aller Beteiligten 
•	 Beratung durch Kinderschutzfachkräfte (Insoweit erfahrene Fachkräfte - iseF) der 

Jugendämter

Maßnahmen:
•	 regelmäßige Beratungsrunden (inkl. Kooperationspartner/Ganztag, ReBBZ, ggf. ASD)
•	 kollegiale Fallberatung (z.B. in Jahrgangsteams)
•	 Einzelfallberatung (Beratungsdienst, ReBBZ)
•	 Einbeziehen einer „Kinderschutzfachkraft in Schule“ (siehe Qualifizierung von Personal)

Anlage:
-- Broschüre „Kinderschutz an Schulen“, Handlungsleitfaden für Hamburg, Ralf Slüter, Hamburg 2017
-- Schaubild „Entscheidungsbaum“ - Gefährdungseinschätzung
-- Mitteilungsbogen „Kindeswohlgefährdung“, Jugendamt 



Materialien
Kindeswohlgefährdung



Der Entscheidungsbaum – Vorgehen bei einer Gefährdungseinschätzung 

Informationen sammeln: 
Einbezug der Klassenführung (KL): Übernimmt die Federführung und Dokumentation 

Informationen dokumentieren; 
Kollegen (auch im Ganztag) befragen; eventuell Gespräch mit dem Kind  

Unsicherheit, aber  
keine akute Gefährdung 

Elterngespräch vorbereiten und 
über Hilfeangebote nachdenken;  

das Gespräch mit dem Kind  
in Betracht ziehen 

Keine Gefährdung 
und kein Hilfebedarf 

Akute 
 Gefährdung 

Bei nicht Erscheinen der Eltern: evtl. 
Hausbesuch 

2a. Gespräch mit dem Kind: 
Seine Nöte, Ressourcen, 

Beziehungen und 
Wünsche kennen lernen 

2b. Gespräch mit den Eltern: (nicht, 
wenn der Schutz des Kindes dadurch 
gefährdet würde!) Schwieriges zur 
Sprache bringen, auf Annahme von Hilfen 
hinwirken;  
Ziel: Problemkongruenz + Hilfeannahme 

Keine Gefährdung, aber 
(freiwilliger) Hilfebedarf 

Gefährdung nicht 
ausgeschlossen 

 

Akute  
Gefährdung 

 

3. Gesamtbewertung vornehmen 

 

Jugendamt 
 

Information des 
Jugendamtes 
bei sofortigem 

Handlungs-
bedarf und 

Information der 
Eltern über den 
Einbezug des 
Jugendamtes 

 
 
 
 
 
 
 
 

Jugendamt 
 

Information des 
Jugendamtes 

bei Bestätigung 
der Verdachts-
momente und 

wenn die Eltern 
nicht gewillt 

und/oder nicht in 
der Lage sind, 

die Kindeswohl-
gefährdung 

abzuwenden. 

 

Rat holen bei 
 

Beratungsdienst 
und schulische 
Kinderschutz-

Fachkraft 

oder 

Moderator 
Kinderschutz im 

ReBBZ 

oder 

Insoweit erfahrene 
Fachkraft 

Jugendhilfe oder 
Kinderschutz-
koordinator/in 

 

Kooperation mit den Eltern gelingt? 

ja nein 

verbindliche bzw. 
verpflichtende Überleitung  

in Hilfeangebote 

Überleitung auch 
in niederschwellige 

Hilfeangebote 

4. Mit-Verantwortung im weiteren Verlauf; 
 

Eventuell erneute Überprüfung der Gefährdung; 
Leitfrage: Sind die Hilfen geeignet, um die Situation des Kindes zu verbessern? 

Eventuell erneutes Gespräch mit den Personensorgeberechtigten und dem Kind oder Jugendlichen. 

1. Erstbewertung vornehmen 
Hypothesen im Team entwickeln; Schulleitung einbeziehen; Rat holen 

Leitfrage: Können wir konkret benennen, worin wir die Gefährdung sehen? 



An das Geschäftszimmer des zuständigen ASD per Fax oder Brief:1

ASD
Faxnummer:

Mitteilung von gewichtigen Anhaltspunkten für eine Kindeswohlgefährdung an das Jugendamt 
nach § 8a (4) SGB VIII und § 4 (3) KK

betroffenes Kind/ Jugendliche(r)2 3:				     , geboren am

wohnhaft:

Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit informieren wir das Jugendamt, da uns gewichtige Anhaltspunkte für eine Kindeswohl­
gefährdung vorliegen und unsere Möglichkeiten nicht ausreichen, um die Gefährdung 
abzuwenden.

	 Aus unserer Sicht besteht dringender Handlungsbedarf.

	 Wir haben den Personensorgeberechtigten / Erziehungsberechtigten des oben genannten 
Kindes/ Jugendlichen Hilfen angeboten:

	 Die angenommenen Hilfen erscheinen nicht ausreichend, um die Gefährdung abzuwenden.
	 Die angebotenen Hilfen werden nicht angenommen.

	 Die Personensorgeberechtigten / Erziehungsberechtigten sind über die Kontaktaufnahme 
zum Jugendamt informiert

Die Einzelheiten entnehmen Sie bitte dem beiliegenden Mitteilungs- und Beobachtungsbogen.

Für Rückfragen und Mitwirkung stehe ich Ihnen gerne zur Verfügung.
Bitte bestätigen Sie umgehend schriftlich den Empfang der Mitteilung.

Mit freundlichen Grüßen

Absender 
Kontakt

Telefon

Mobil

Telefax

E-Mail 
	 @

Datum

1	 Die Dienstzeiten des Allgemeinen Sozialen Dienstes (ASD): Mo. – Do.: 8.00 – 16.00 Uhr, Fr.: 8.00 – 14.00 Uhr. Örtliche Zustän­
digkeit des ASD: http://www.hamburg.de/behoerdenfinder oder Behördenhotline Tel.: (040) 115.

2	 Bei Mitteilung von gewichtigen Anhaltspunkten für eine Kinderwohlgefährdung zu mehreren Kindern bitte für jedes Kind einen 
eigenen Bogen ausfüllen.

3	 „Kind“ wird als Synonym für Kinder und Jugendliche von 0 – 18 Jahren verwendet.



Mitteilung  
von gewichtigen Anhaltspunkten für eine

Kindeswohlgefährdung nach § 8a (4) SGB VIII und § 4 (3) KKG

Hinweis zum elektronischen Befüllen: Siehe Fußnote!4

Daten des betroffenen Kindes/ Jugendlichen5 
Name:
Vorname:
Geburtsdatum:
Geschlecht:

Staatsangehörigkeit:
In der Familie wird 
überwiegend deutsch 
gesprochen?

   Ja	        Nein
wenn nein, welche 
Sprache:

  Dolmetscher/in 
Einsatz Sprach- und 
Kulturmittler/in wird 
dringend empfohlen  

Anschrift:         
(Bei Wohnunterkunft Hotel, Haus und Zimmer)

Das Kind lebt bei:         
Das Kind hat Geschwister:    Ja	        Nein Anzahl:

Namen und Geburtsdaten  
der Geschwister:

Kind 1: Kind 2: Kind 3:

Weitere Kinder: 

Sorgerechtssituation                                                                                          nicht bekannt
Das Sorgerecht hat / haben:

Das Sorgerecht ist eingeschränkt
 
  Ja	                      Nein   

 
  nicht bekannt

Ggf. Name und Anschrift des/der Sorgeberechtigten / Mitinhaber/in des Sorgerechts, falls  
abweichend von den Hauptbezugspersonen:
Evtl. Mitinhaber/in: 
         

Daten der Hauptbezugspersonen / Eltern                                                        nicht bekannt

Beziehung zum Kind: 1. Person

Name:
Vorname:
Geburtsdatum:
Staatsangehörigkeit:
Migrationshintergrund:    Ja	        Nein Herkunftsland:            (Hilfe = F1)

Familienstand:
Alleinerziehend:    Ja	        Nein
Berufstätig:    Ja	        Nein
Telefon:
Email: 

4	 In diesem Dokument sind elektronische Hinterlegungen enthalten. Für die Anzeige von Dropdownmenüs oder Hilfetexten  
klicken Sie bitte mit der Mouse auf die grau hinterlegten Felder und dann drücken Sie bitte ggf. die F1-Taste. 

5	 In diesem Mitteilungsbogen wird im weiteren Verlauf der Begriff „Kind“ als Synonym für Kinder und Jugendliche von 0 – 18  
Jahren verwendet.



Beziehung zum Kind: 2. Person

Name:
Vorname:
Geburtsdatum:
Staatsangehörigkeit:
Migrationshintergrund:    Ja	        Nein Herkunftsland:            (Hilfe = F1)

Familienstand:
Berufstätig:    Ja	        Nein
Telefon:
Email: 

Beziehung zum Kind: weitere  
Bezugspersonen

Name:
Vorname:
Geburtsdatum:
Staatsangehörigkeit:
Migrationshintergrund:    Ja	        Nein Herkunftsland:            (Hilfe = F1)

Familienstand:
Berufstätig:    Ja	        Nein
Telefon:
Email: 

Betreuungssituation in Kita und Schule    nicht bekannt

Das Kind wird im häuslichen Umfeld betreut

Das Kind besucht die  
Einrichtung/Institution/Tagespflege/Schule seit:  

   Ja	

Klasse/Gruppe:          

Ggf. Betreuungsumfang:
Zeiten der Betreuung von:           Uhr bis:            Uhr 

Das Kind besucht die Einrichtung/ Institution/ Tagespflege/ Schule:
               regelmäßig             unregelmäßig

Das Kind fehlt oft                Ja	                         Nein

Erläuterung:

Entwicklungsstand des Kindes und Beziehungen zu Anderen     nicht bekannt

Das Kind ist dem Alter entsprechend entwickelt:  Ja	   Nein
Das Kind wirkt im Verhalten unauffällig:  Ja	   Nein
Das Kind ist sozial gut integriert:  Ja	   Nein
Das Kind erhält spezielle Förderung:  Ja	   Nein
Erläuterung: 



Gefährdungseinschätzung 

Das Verfahren sieht gemäß § 8a SGB VIII und § 4 KKG vor, dass bei Bekanntwerden von 
gewichtigen Anhaltspunkten für eine Kindeswohlgefährdung bei der Einschätzung eine 
insoweit erfahrene Fachkraft hinzugezogen wird. 
§ 8a SGB VIII  
§ 4 KKG                (Zur Anzeige des Gesetzestextes bitte Hyperlink folgen)

Bei der Einschätzung des 
Gefährdungsrisikos wurde 
eine insoweit erfahrene 
Fachkraft6 hinzugezogen:    Ja, am  Nein

Bei der Einschätzung des 
Gefährdungsrisikos wurden 
die Erziehungsberechtigten 
beteiligt:    Ja, am  Nein
Ergebnis:

	Es besteht ein dringender Handlungsbedarf, weil:

Hinweise auf Kindeswohlgefährdung 

Form7 Ja

Welche Hinweise gibt es?
Was wurde beobachtet / berichtet? Was ist 
wann, wie oft und wann zuletzt passiert?
(Für Beispiele bitte F1 drücken)

von wem  
beobachtet?

Anzeichen für körperliche 
Misshandlung

Körperliche Misshandlung meint :

die körperliche Verletzung eines 
Kindes durch gewalttätiges Handeln 
der Eltern / Erziehungsberechtigten 
oder anderer Bezugs- und 
Betreuungspersonen.

Gesundheitsgefährdung, zum Beispiel 
durch nicht gesicherte notwendige 
medizinische Versorgung.


 

Anzeichen für psychische  
Misshandlung

Psychische Misshandlung ist ein 
respektloses, entwertendes und 
mitunter Angst verursachendes sich 
wiederholendes Verhaltensmuster 
der Betreuungsperson dem Kind 
gegenüber. Dem Kind wird vermittelt, 
es sei wertlos, voller Fehler, ungeliebt, 
ungewollt, sehr in Gefahr oder nur 
dazu da, die Bedürfnisse anderer zu 
erfüllen.

Minderjährige, die wiederholt massive 
Formen der Partnergewalt in der 
Familie erleben oder eine gezielte 
Entfremdung von einem Elternteil 
erfahren. 

Gefährdung auf Grund einer 
erheblichen Einschränkung der 
elterlichen Erziehungsfähigkeit / 
Unverschuldetes Versagen von Eltern8



6	 Gesetzliche Änderung seit 01.01.2012 im § 8a (4) Satz 2 SGB VIII: [...]ist sicherzustellen, dass bei der Gefährdungseinschätzung 
eine insoweit erfahrene Fachkraft beratend hinzugezogen wird[...].

7	 Definitionsgrundlage ist das Online-Handbuch: „Kindeswohlgefährdung nach § 1666 BGB und Allgemeiner Sozialer Dienst 
(ASD), Herausgeber: Deutsches Jugendinstitut, München 2006, www.dji.de/asd.

8	 Eine Gefährdung auf Grund einer erheblichen Einschränkung der elterlichen Erziehungsfähigkeit (z.B. durch Sucht, psychische 
Erkrankung) kann je nach Ursache sowohl unter psychische Misshandlung als auch unter Vernachlässigung fallen.



Hinweise auf Kindeswohlgefährdung 

Form7 Ja

Welche Hinweise gibt es?
Was wurde beobachtet / berichtet? Was ist 
wann, wie oft und wann zuletzt passiert?
(Für Beispiele bitte F1 drücken)

von wem  
beobachtet?

Anzeichen für Vernachlässigung

Vernachlässigung ist eine andauernde 
oder wiederholte Unterlassung 
fürsorglichen Handelns sorgeverant-
wortlicher Personen, / Betreuungs-
personen, welches zur Sicherstellung 
der physischen und psychischen 
Versorgung des Kindes notwendig 
wäre.

Gefährdung auf Grund einer 
erheblichen Einschränkung der elter-
lichen Erziehungsfähigkeit / Unver-
schuldetes Versagen von Eltern2

Chronische Belastungen wie 
Suchterkrankung, z.B. : Alkohol; 
Drogen; Tablettenabhängigkeit

Psychische Störung / 
Erkrankung; geistige und / oder 
körperliche Behinderung, die die 
Erziehungsfähigkeit beeinträchtigen; 

Selbstgefährdendes Verhalten von 
Minderjährigen als Folge von fehlender 
erzieherischer Einflussnahme.

Autoaggressives Verhalten von 
Minderjährigen, wenn die Gefährdung 
für eine/- n Minderjährige/-n dadurch 
entsteht, dass der/die Personensorge-
berechtigte nicht bereit oder in 
der Lage ist, der Selbstgefährdung 
entgegenzuwirken / entsprechende 
Hilfen anzunehmen. 



Anzeichen für sexuelle Gewalt

Sexuelle Gewalt ist jede sexuelle Hand­
lung, die an oder vor einem Kind vor­
genommen wird. 
Auch zwischen Kindern und Jugend-
lichen kann es zu sexuellen Übergriffen 
kommen. 



Sonstige Hinweise 



Risikofaktoren  nicht bekannt
Ja

Soziale Isolation 
Schwierige finanzielle Situation 
Schwierige/ unzureichende Wohnsituation 
Konfliktbelastete Partnerschaft 
Mutter/ Eltern sehr jung (ggf. noch minderjährig) 
Besonderer Pflege- und/oder Förderbedarf eines Kindes 
Psychische Auffälligkeiten der Betreuungspersonen 
Sonstige erhebliche Belastungen 
(Für Beispiele bitte F1 drücken):

Ergänzende Bemerkungen: 

Schutzfaktoren und Ressourcen  nicht bekannt
Ja

Geregelte Tagesstruktur 
Ausreichende Wohnsituation 
Ausreichende finanzielle Situation 
Zuverlässige Versorgung der Grundbedürfnisse (Hygiene, Ernährung, Gesundheit) 
Weitere Bezugspersonen des Kindes vorhanden 
Familiäres und soziales Netzwerk vorhanden 
Anbindung im Sozialraum besteht (Kita, Schule, Projekte, Vereine) 
Positive Eltern-Kind-Interaktion 
Sonstige Schutzfaktoren und Ressourcen:

Ergänzende Bemerkungen: 

Bisheriges Vorgehen zur Abwendung der KWG  nicht bekannt
 Den Personensorgeberechtigten / den Erziehungsberechtigten wurden folgende Hilfen angeboten: 
(Für Beispiele bitte F1 drücken): 

 Besondere Kooperationsabsprachen mit dem Jugendamt oder anderen Diensten (z.B. ReBBZ)
Erläuterung:

 Es wurde nicht auf die Inanspruchnahme von Hilfen hingewirkt, weil

Ergänzende Bemerkungen: 



Mitwirkung der Hauptbezugspersonen/Eltern
Den Personensorgeberechtigten / den Erziehungsberechtigten sind Hilfsmöglichkeiten aufgezeigt 
und angeboten worden, um die Gefährdung abzuwenden.
	Die angebotenen Hilfen wurden angenommen, erscheinen aus folgendem Grund aber nicht aus­

reichend, um die Gefährdung abzuwenden:

	Die angebotenen Hilfen wurden nicht angenommen.  
Ablehnungsgrund:

Informationsweitergabe
	Die Personensorgeberechtigten / Erziehungsberechtigten sind über die Kontaktaufnahme zum 

Jugendamt informiert und stimmen zu. 
	Die Personensorgeberechtigten / Erziehungsberechtigten sind über die Kontaktaufnahme zum 

Jugendamt informiert und stimmen nicht zu.
	Die Personensorgeberechtigten / Erziehungsberechtigten sind über die Kontaktaufnahme zum 

Jugendamt nicht informiert, weil…
Zur Anzeige des Gesetzestextes bitte F1 drücken

Ergänzende Bemerkungen:
(optional)

                   ,
Ort, Datum und Unterschrift/Name Ggf. Unterschrift der Einrichtungs- /Institutionsleitung
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3.	 Aufgaben- und Handlungsfelder

Alle Kinder und Jugendlichen verbringen einen großen Teil ihrer Zeit in der Schule. 
Oft sind Lehrerinnen und Lehrer diejenigen, die ein besonderes Vertrauensverhältnis zu den 
ihnen anvertrauten Kindern haben. Insofern sind sie häufig ihre ersten Ansprechpartner.
Sie machen sich Sorgen um Kinder, wenn sich plötzlich deren Verhalten ändert, wenn Kinder von 
Übergriffen berichten, wenn Kinder schlecht versorgt scheinen, wenn ihnen von Gefährdungen 
berichtet wird oder wenn sie familiäre Risikofaktoren wahrnehmen. 
Aufgabe von Lehrerinnen und Lehrern ist es dann die Einschätzung, ob gewichtige Anhaltspunkte 
für eine Kindeswohlgefährdung vorliegen, die Situation mit Kindern und Eltern zu erörtern, auf 
die Inanspruchnahme von Hilfen hinzuwirken und gegebenenfalls das Jugendamt zu informieren. 

Fragen, die Sie sich in solchen Situationen stellen, sind: 
Was soll ich in dieser Situation tun? Was ist dem Kind innerhalb oder außerhalb der Familie 
widerfahren? Muss ich mich an das Jugendamt wenden? Verrate ich das Kind? Wie soll ich den 
Eltern gegenübertreten? Darf ich das Kind nach Hause lassen? Mit wem kann ich mich besprechen? 

Diese oder ähnliche Situationen sind für viele Lehrerinnen und Lehrer alltäglich. Sie fühlen 
sich den Kindern sehr verbunden. Die Sorge um das Kind stellt daher für die Lehrerinnen und 
Lehrer eine große Belastung da. Oft steht jedoch der Wunsch nach Klarheit und schnellen 
Lösungen im Widerspruch zu den schwierigen Familiensituationen. Häufig geht es um diffuse 
und chaotische Situationen, in denen der Grad der Gefährdung, Ursachen und Lösungen 
auf den ersten und auch auf den zweiten Blick nicht erkennbar sind. Bei der Bewertung von 
Informationen und Anhaltspunkten gibt es zumeist vielfältige Bewertungsspielräume, so dass 
Kindeswohlgefährdungen Einzelfall bezogen festgestellt werden müssen. 

Aufgaben von Lehrerinnen und Lehrern im Kinderschutz
Die Aufgaben von Lehrerinnen und Lehrern (von Schule) sind, allen Anhaltspunkten von 
Gefährdungen nachzugehen und Eltern, Kinder und Jugendliche zur Inanspruchnahme von 
Hilfen zu motivieren.

•	 Verschaffen Sie sich Klarheit über die Situation des Kindes und der Familie.
•	 Sprechen Sie mit Kolleginnen und Kollegen, um Einschätzungen vornehmen zu können.
•	 Beziehen Sie die Kinderschutzfachkraft oder den Beratungsdienst ihrer Schule mit ein.
•	 Informieren Sie ihre Schulleitung.
•	 Besprechen Sie mit dem Kind die Situation.
•	 Beziehen Sie die Eltern mit ein (wenn dadurch der Schutz der Kinder nicht in Frage gestellt wird).
•	 Bereiten Sie die Gespräche sorgfältig vor (möglichst mit Unterstützung der Kinderschutz­

fachkraft oder dem Beratungsdienst).
•	 Entwickeln Sie mit den Eltern und dem Kind Perspektiven der Veränderung, die die Gefähr­

dungslage für das Kind verändern können.
•	 Motivieren Sie die Eltern und das Kind zur Inanspruchnahme von Hilfen.
•	 Lassen Sie sich zur Einschätzung der Kindeswohlgefährdung durch die Moderatorin oder 

den Moderator für Kinderschutz am ReBBZ oder eine insoweit erfahrene Fachkraft (aus der 
Jugendhilfe) unterstützen.

•	 Informieren Sie das Jugendamt, wenn Ihre Versuche, die Gefährdungslage für das Kind zu 
verändern, nicht erfolgreich sind (ggfls. gegen den Willen, aber mit dem Wissen der Eltern, 
es sei denn, der Schutz der Kinder wird dadurch in Frage gestellt).

(aus: Kinderschutz an Schulen, Handlungsleitfaden für Hamburg, Ralf Slüter, Hamburg 2017, 3. Auflage, S. 9).



Materialien
Aufgaben- und Handlungsfelder  
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4.	 Vernetzung mit Kooperationspartnern

„Ruhe bewahren, Anhaltspunkte bewerten, Hypothesen über Ursachen bilden, mit dem Kind 
sprechen und den Kontakt zu den Eltern suchen: Dies sind Aufgaben für Lehrerinnen und 
Lehrer, die allein nicht zu bewältigen sind.“

(aus: Kinderschutz an Schulen, Handlungsleitfaden für Hamburg, Ralf Slüter, Hamburg 2017, 3. Auflage, S. 13)

Daher benötigt ein aktiver Kinderschutz in der Schule die Vernetzung und Kooperation mit
•	 dem Kooperationspartner in der ganztägigen Betreuung
•	 dem schulischen Beratungsdienst bzw. der schulischen Kinderschutzfachkraft
•	 den Moderatorinnen und Moderatoren für Kinderschutz im zuständigen ReBBZ (Regionales 

Bildungs- u. Beratungszentrum), dem ASD (Amt für sozialen Dienst – Jugendamt) – Beratung 
durch „Insoweit erfahrene Fachkraft nach § 8a“

•	 sowie den Kinderschutzzentren und Fachberatungsstellen in den Bezirken bzw. in der Region.

In vielen Hamburger Schulen ist diese Entwicklung schon seit Jahren angestoßen und 
wird weiter ausgebaut. Dafür ist ein regelmäßiger Austausch von Informationen, z.B. in 
multiprofessionellen Beratungsrunden, eine wichtige Grundlage, um den Kontakt und die 
Weitergabe von wichtigen Anhaltspunkten bzgl. eines Verdachtsfalles (Kindeswohlgefährdung) 
zu beraten.

„Die gelungene Kooperation von Schule und Jugendhilfe im Ganztag, regionale Kooperations­
netzwerke, Bildungskonferenzen und die Qualifizierung von schulischen Kinderschutzfachkräften 
sind bestehende Beispiele für die Verbesserung der Zusammenarbeit. 

Ziel ist eine Kooperation, die Gesundheit, eine positive Entwicklung und ein erfolgreiches 
Schulerleben fördert sowie Sicherheit in den Handlungsmöglichkeiten schafft.“

(aus: Kinderschutz an Schulen, Handlungsleitfaden für Hamburg, Ralf Slüter, Hamburg 2017, 3. Auflage, S. 3)

Maßnahmen:
•	 regelmäßiger Austausch und Absprache mit Kooperationspartnern von z.B. gemeinsamen 

Standards bzw. über abgestimmte Informationswege
•	 Sichtbarmachung/Vorstellung der standortspezifischen Kooperationspartner im Stadt­

teil/in der Region bzgl. Kinderschutz und Erreichbarkeit (z.B. auf Lehrerkonferenzen, 
Themenelternabenden…)

Anlage
-- Flyer „Beratung und Unterstützung für Familien“, standortbezogener Bezirk
-- Siehe Anlage Punkt 2., Broschüre: Kinderschutz an Schulen, Handlungsleitfaden für Hamburg, Ralf Slüter, 
Hamburg 2017, S. 32 ff.)



Materialien
Vernetzung mit Kooperationspartnern
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5.	 Qualifizierung von Personal

Hamburger Schulen stehen in der Verantwortung, den Kinderschutz gemäß Bundeskinder­
schutzgesetz umzusetzen. Für die Zielerreichung müssen Schulleitungen und Lehrkräfte infor­
miert, eine Beratungslehrkraft bzw. eine sozialpädagogische Fachkraft der Beratungsdienste 
zur schulischen Kinderschutzfachkraft qualifiziert und die regionale Vernetzung mit Fachkräften 
der Jugendhilfe aufgebaut bzw. weiterentwickelt werden.

Grundlagenwissen, Problembewusstsein sowie Fachexpertise verhelfen Fachkräften, Lehre­
rinnen und Lehrern an Schulen zu mehr Handlungssicherheit bei schulinternen Hinweisen auf 
eine Kindeswohlgefährdung. Ein erfolgreicher Prozess der Erstellung und Pflege eines Kinder­
schutzkonzeptes wird durch die kontinuierliche Qualifizierung der Fachkräfte, Lehrerinnen und 
Lehrern an Schule begleitet. So wird eine engagierte, offene und langfristige Beschäftigung mit 
dem Thema erreicht. Die Implementierungen von Präventionsmaßnahmen kann so gemeinsam 
mit dem Kollegium geführt bzw. fortgeführt werden. 

Maßnahmen:
•	 Qualifizierung von Fachkräften für die Grundschule: „Kinderschutzfachkraft in Schule“ 
•	 Qualifizierung von Fachkräften für die Stadtteilschulen/Gymnasien: BeOS (Begleitung von 

Opfern in Schule) mit vertiefenden Aspekten zum Kinderschutz in Schulen
•	 Regelmäßige schulinterne Fortbildungen zum Thema „Kinderschutz“ 
•	 Auflistung/Vorstellung der vorhandenen bzw. geplanten Fachexpertisen 
•	 Beratungsrunden (Kooperationspartner GBS, ReBBZ, ggfs. ASD)

Anlage
-- Curriculum Qualifizierung „Kinderschutzfachkraft in Schule“
-- Curriculum Ergänzung „Kinderschutz“, Begleitung für Opfer in Schulen (BeOS)



Materialien
Qualifizierung von Personal



Kinderschutz in Schulen

Fortbildungsreihe

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen,

Hamburger Schulen stehen in der Verantwortung, den Kinderschutz gemäß Bundeskinder­
schutzgesetz umzusetzen. Für die Zielerreichung müssen Schulleitungen und Lehrkräfte 
informiert, die Beratungslehrkräfte bzw. die sozialpädagogischen Fachkräfte der Beratungs­
dienste fortgebildet und die regionale Vernetzung mit Fachkräften der Jugendhilfe aufgebaut 
bzw. weiterentwickelt werden. 
Die Verzahnung schulischer Informationsveranstaltungen mit regionalen Fortbildungsangeboten 
(durch die bezirklichen Jugendämter bzw. durch die Fachkräfte der Kinderschutzzentren) sowie 
mit überregionalen Qualifizierungsmaßnahmen für ReBBZ-Fachkräfte und Mitarbeiter/innen 
der Beratungsstelle Gewaltprävention stehen zu Beginn im Mittelpunkt, um einen Standard in 
Fragen des Kinderschutzes an Schulen in Hamburg einzuführen. 
Schulische Beratungslehrkräfte bzw. die sozialpädagogischen Fachkräfte der Beratungsdienste 
erhalten umfangreiche Informationen, zielgruppenspezifische und passgenaue Fortbildungs­
angebote, konkrete Handlungsempfehlungen (Checklisten) und regionale Ansprechpartner 
(Vernetzung) zur Verbesserung des Kinderschutzes an Schulen. 

Hiermit laden wir Sie ein, sich verbindlich für diese Fortbildungsreihe anzumelden. Es handelt sich 
um insgesamt acht Termine á 3,5 Std, verteilt auf zwei Schuljahre, beginnend mit …. Schuljahr / 
bzw. Halbjahr. 

Curriculum

Die Fortbildung ist ausgesprochen praxisnah ausgerichtet. Anknüpfend an die Erfahrungen 
der PädagogInnen werden die Problemstellungen des Kinderschutzes an Schulen fallbezogen 
erarbeitet. In jedem Modul werden anhand einer Fallkonstruktion ausgewählte Problem­
stellungen der Risikoeinschätzung von Kindeswohlgefährdung behandelt und die Praxis von 
Klärungsverfahren gemeinsam erarbeitet und erprobt. Vertiefend wird in jedem Modul ein 
zentrales Thema ins Blickfeld gerückt. Die einzelnen Module bauen als Spiralcurriculum aufein­
ander auf, so dass jeweils eine Erweiterung und Vertiefung der bisher behandelten Frage­
stellungen erfolgt.
Die Module finden jeweils in der Zeit von …. im ReBBZ …. statt



Modul 1
Einführung zum Thema Kinderschutz und Schule (Schutzauftrag/rechtliche Aspekte)
•	 Was verstehen wir unter Kindeswohl und Kindeswohlgefährdung? 
•	 Problemstellungen im Schulalltag und Vorstellung
•	 Planung des Fortbildungskurses

Modul 2
Gefährdungseinschätzung und Hinwirken auf Hilfen
•	 Vertiefungsthema: Belastungseinschätzung bei und mit Kindern/Jugendlichen; Was 

brauchen Kinder/Jugendliche (differenziert nach Alter); 
•	 Entwicklungsgefährdungen/Risiko- und Schutzfaktoren; mit Kindern/Jugendlichen über 

schwierige Themen reden

Modul 3
Gefährdungseinschätzung und Hinwirken auf Hilfen
•	 Vertiefungsthema: Umgang mit Eltern und Problemstellungen der Familiendynamik, 

Umgang mit unterschiedlichen Problemsichten von Eltern und Schule; Wie mit Eltern im 
Konflikt in Kontakt kommen (was ist förderlich/hinderlich)?

Modul 4
Gefährdungseinschätzung und Hinwirken auf Hilfen
•	 Vertiefungsthema: Rollen und Aufgabe von Schule/LehrerInnen und Kooperation im 

Hilfenetz; Beratungslehrer als „Fachkräfte“? Zusammenwirken und Kooperation im Hilfenetz 
mit Jugendhilfe und anderen Diensten

Modul 5
Gefährdungseinschätzung und Hinwirken auf Hilfen
•	 Vertiefungsthema: Gestaltung von Kooperation (zwischen Schule und Jugendhilfe) - Fall­

management konkret - Kooperationspartner im Hilfenetz stellen sich vor 

Modul 6
Gefährdungseinschätzung und Hinwirken auf Hilfen
•	 Vertiefungsthema: Umgang mit Vermutungen/Hinweisen auf Sexuelle Gewalt 

Modul 7
Gefährdungseinschätzung und Hinwirken auf Hilfen
•	 Vertiefungsthema: Misshandlung und Vernachlässigung in Familien

Modul 8
Abschluss – Bilanz – Perspektiven
•	 Ggf. Vertiefung von speziellen Fragestellungen entsprechend der Wünsche der Kursteil­

nehmerInnen 
•	 Kinderschutz als Thema an meiner Schule, meine Rolle dabei im Kollegium 



Qualifizierungsmaßnahme zur Fachkraft „Begleitung von Opfern in Schulen“

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen,

die Beratungsstelle Gewaltprävention (B55) bietet im Schuljahr 2017/2018 zum fünften Mal 
die Qualifizierungsmaßnahme „Begleitung von Opfern in Schulen“ für pädagogische Fachkräfte 
aus den Beratungsdiensten ( STS, Gym., Berufl. Schulen, ReBBZ, BBZ und BZBS) an.
NEU: „Begleitung von Opfern in Schulen BeOS“ ( mit vertiefenden Aspekten zum Kinderschutz 
in Schulen)

Hintergrund
Im Schuljahr 2015/16 wurde der Gewaltmeldebogen verändert. Das heutige Meldeformular 
für Gewaltvorfälle an Hamburger Schulen erfasst die gefährliche Körperverletzung, Raub und 
Erpressung, gegenwärtige Sexualdelikte oder Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung 
und die Straftat gegen das Leben. Wenn eine solche Tat vorausgegangen ist, wird mit dem 
aktuellen Meldebogen auch das zuständige Kriminalkommissariat informiert. Dies sind schwere 
Gewaltvorfälle für die der/die Betroffene eine professionelle Begleitung im schulischen Kontext 
unbedingt benötigt.
Auch Betroffene von z. B. leichter Körperverletzung, Diebstahl oder Mobbing sollten zeitnah 
das Angebot einer schulischen Opferbegleitung erhalten.
Gewalthandlungen im schulischen Kontext müssen gemäß der „Richtlinie zur Bearbeitung und 
Meldung von Gewaltvorfällen in Schulen“ entsprechend bearbeitet und dokumentiert werden. 
Opfer dieser Gewalttaten können Schülerinnen und Schüler aller Schulformen, Altersgruppen 
und Klassenstufen sein.
Schulische Systeme, deren Fachkräfte sich zusätzliche und vertiefende Kompetenzen im Um­
gang mit Opfern aneignen, können eine größere Handlungssicherheit im Umgang mit Gewalt­
vorfällen und deren Aufarbeitungen erzielen.

Inhalte
Die Fortbildungsmodule und Supervisionsangebote basieren unter anderem auf den 
wissenschaftlichen Erkenntnissen der Traumatologie, der Notfallpsychologie, der Notfallseel­
sorge, der Kriminologie und der systemischen Supervision. Die professionelle Arbeit der 
Krisenintervention wird ebenso berücksichtigt wie die therapeutischen Aspekte der Opfer­
begleitung.
Die Fortbildung vermittelt Kompetenzen im Bereich der Gesprächsführung und im Umgang 
mit schulischen Opfern. Dazu gehört das Erfassen frühzeitiger Anzeichen und Signale einer 
Traumatisierung, das Vermitteln betroffener junger Menschen an entsprechende Fachstellen 
und Institutionen, das Anbieten konstruktiver Wege der Konfliktbewältigung, um den Opfern 
so eine möglichst unbeschwerte Rückkehr in den Schulalltag zu ermöglichen.

Vertiefende Aspekte zum Kinderschutz in Schulen
Die Teilnehmer/-innen, die alle Module besuchen, erhalten neben der BeOS-Zertifizierung 
den Zusatztitel „mit vertiefenden Aspekten zum Kinderschutz in Schulen“. Diese Fachkräfte 
müssen in ihrer schriftlichen Falldarstellung Bezug auf den Kinderschutz nehmen.

 
Begleitung von Opfern in Schulen 
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Körperverletzung, Raub und Erpressung, gegenwärtige Sexualdelikte oder Straftaten 
gegen die sexuelle Selbstbestimmung und die Straftat gegen das Leben. Wenn eine 
solche Tat vorausgegangen ist, wird mit dem aktuellen Meldebogen auch das 
zuständige Kriminalkommissariat informiert. Dies sind schwere Gewaltvorfälle für die 
der/die Betroffene eine professionelle Begleitung im schulischen Kontext unbedingt 
benötigt. 
Auch  Betroffene von z. B. leichter Körperverletzung, Diebstahl oder Mobbing sollten 
zeitnah das Angebot einer schulischen Opferbegleitung erhalten.  
Gewalthandlungen im schulischen Kontext müssen gemäß der   
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Kompetenzen im Umgang mit Opfern aneignen, können eine größere 
Handlungssicherheit im Umgang mit Gewaltvorfällen und deren Aufarbeitungen 
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Inhalte  
Die Fortbildungsmodule und Supervisionsangebote basieren unter anderem auf den 
wissenschaftlichen Erkenntnissen der Traumatologie, der Notfallpsychologie, der 
Notfallseelsorge, der Kriminologie und der systemischen Supervision. Die 
professionelle Arbeit der Krisenintervention wird ebenso berücksichtigt wie die 
therapeutischen Aspekte der Opferbegleitung. 
Die Fortbildung vermittelt Kompetenzen im Bereich der Gesprächsführung und im 
Umgang mit schulischen Opfern. Dazu gehört das Erfassen frühzeitiger Anzeichen 
und Signale einer Traumatisierung, das Vermitteln betroffener junger Menschen an 
entsprechende Fachstellen und Institutionen, das Anbieten konstruktiver Wege der 
Konfliktbewältigung, um den Opfern so eine möglichst unbeschwerte Rückkehr in 
den Schulalltag zu ermöglichen. 
 
Vertiefende Aspekte zum Kinderschutz in Schulen 
Die Teilnehmer/-innen, die alle Module besuchen, erhalten neben der BeOS-
Zertifizierung den Zusatztitel „mit vertiefenden Aspekten zum Kinderschutz in 



Die Zusatzmodule beinhalten folgende Themen: Einführung zum Thema Kinderschutz in 
Schulen, Gestaltung von Kooperationen zwischen Schule und Jugendhilfe, Trauma und Sucht 
– Bedeutsamkeit für Kinder alkoholabhängiger Eltern, konfrontative Elterngespräche und 
Informationen zu Nexus Hamburg. Außerdem wird eine verbindliche Zusatzsupervision für 
diesen Personenkreis angeboten.

Die Zielgruppe dieser Qualifizierungsmaßnahme sind Fachkräfte der Beratungsdienste 
Hamburger Stadtteilschulen, Gymnasien und Beruflichen Schulen, Fachkräfte der regionalen 
Beratungs- und Bildungszentren (ReBBZ) Abteilung Beratung, Fachkräfte des Beratungs- 
und Unterstützungszentrums Berufliche Schulen (BZBS) sowie Fachkräfte des Bildungs-und 
Beratungszentrums Pädagogik bei Krankheit / Autismus (BBZ).
Die Qualifizierungsmaßnahme wird mit insgesamt 18 bzw. inklusive vertiefenden Aspekten 
21 Modulen und einer Auftaktveranstaltung (Gesamtumfang: 70 bzw. 80 Std.) von September 
2017 bis Juni 2018 umgesetzt (siehe Anlage). Die Fortbildung wird für 24 Fachkräfte 
ausgeschrieben.
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6.	 Kinderrechte

Wirksamer Kinderschutz bedingt die Sicherstellung und Umsetzung der in der internationalen 
Kinderkonvention der Vereinten Nationen verbrieften Kinderrechte. Diese sind insbesondere:

Vorrangigkeit des Kindeswohls:
Artikel 3 (1) Bei allen Maßnahmen, die Kinder betreffen, gleichviel ob sie von öffentlichen 
oder privaten Einrichtungen der sozialen Fürsorge, Gerichten, Verwaltungsbehörden oder 
Gesetzgebungsorganen getroffen werden, ist das Wohl des Kindes ein Gesichtspunkt, der 
vorrangig zu berücksichtigen ist.
•	 Berücksichtigung des Kindeswillens: Kinder haben das Recht darauf, dass sie zu allen 

sie betreffenden Angelegenheiten ihre Meinung äußern können und dass diese auch 
entsprechend berücksichtigt wird. (Artikel 12)

•	 Recht auf Gleichbehandlung und Schutz vor Diskriminierung: Das Recht auf Gleichbehand­
lung aller Kinder (Artikel 2).

•	 Sicherung von Entwicklungschancen: Das Grundprinzip besagt, dass jedes Kind ein Recht 
auf bestmögliche Entwicklungschancen hat (Artikel 5 und 6).

•	 Schutz vor Gewaltanwendung, Misshandlung, Verwahrlosung: Kinder haben das Recht 
darauf, vor jeder Form körperlicher oder geistiger Gewaltanwendung, Schadenzufügung 
oder Misshandlung, vor Verwahrlosung oder Vernachlässigung, vor schlechter Behandlung 
oder Ausbeutung einschließlich des sexuellen Missbrauchs geschützt zu werden. (Artikel 19)

„Die Schule spielt eine herausragende Rolle in dem Prozess, dass alle Kinder die Menschenrechte 
von Kindern wie Erwachsenen sowie Demokratie von Anfang an lernen und (er)leben. Die 
Schule ist der einzige Ort, den alle Kinder besuchen und an dem alle Kinder mit diesen Werten 
in Berührung kommen können; der Ort an dem sie Anerkennung erfahren, Selbstwirksamkeit 
und Beteiligung erleben können. 
Eine kindergerechte Schule bietet Kindern Schutz, Förderung, Anerkennung sowie Möglichkeiten 
der Partizipation und Verantwortungsübernahme – Prinzipien, ohne die eine freiheitliche, 
demokratische und fürsorgliche Gesellschaft nicht von Bestand sein kann.“

(aus: Kinderrechte in die Schule; Gleichheit, Schutz, Förderung, Partizipation; Schwalbach/Ts. 2014)

Maßnahmen:
•	 Thematisierung von Kinderrechten im Unterricht (z.B. Sachunterricht, Religion)
•	 regelmäßige Durchführung von Klassenrat/Schülerrat/Schülerparlament
•	 regelmäßige Durchführung von Kinderrechteprojekttagen bzw. –projektwochen (Auftakt- 

und Abschussveranstaltungen)
•	 Veröffentlichung der Produkte von Schülerinnen und Schülern zum Thema Kinderrechte in 

der Schule (z.B. Ausstellung zum Thema)
•	 Thematische Elternabende

Link/Broschüre:
-- http://www.bpb.de/lernen/grafstat/partizipation-vor-ort/139972/kinderrechte-fuer-uns-b2
-- Broschüre-Tipp: Die Rechte der Kinder, von logo! einfach erklärt, www.bmfsfj.de, 
-- Kinderrechte machen Schule, Hamburg 2012



Materialien
Kinderrechte



Vor 20 Jahren (1992) trat die UN-Kinderrechtskonvention
(KRK) in der Bundesrepublik Deutschland in Kraft. Damit
wurde die Bekanntmachung und Umsetzung der Kinderrechte
zur wichtigen Aufgabe von Staat und Zivilgesellschaft.
Besonders wichtig sind die Kinderrechte für das Zusammen-
leben in der Schule. Denn die Schule ist neben der Familie
der zentrale Ort, an dem die Kinder ihre Rechte lernen und
leben können. Lehrerinnen und Lehrer haben dabei eine
bedeutsame Aufgabe: Kinder, die von klein auf erfahren, dass
ihre Würde geachtet wird, lern en zugleich, die Rechte ande-
rer zu respektieren und sich dafür stark zu machen.



KINDERRECHTE MACHEN SCHULE

Kennst du
Kinderrechte?
ARBEITSBLATT 3

Hast du schon mal was von Kinderrechten gehört?

Wenn ja, welche Kinderrechte kennst du?

Welche Kinderrechte sind dir besonders wichtig?

Welche Kinderrechte wünschst du dir außerdem noch?

Welche deiner Kinderrechte werden besonders häufig nicht eingehalten?



KINDERRECHTE MACHEN SCHULE

10 Kinderrechte.
Kurz gefasst!
ARBEITSBLATT 4

Alle Kinder haben die gleichen Rechte.
Kein Kind darf benachteiligt werden.

Kinder haben das Recht, gesund zu leben,
Geborgenheit zu finden und keine Not zu leiden.

Kinder haben das Recht, bei ihren Eltern zu leben. Leben die Eltern nicht
zusammen, haben Kinder das Recht, beide Eltern regelmäßig zu treffen.

Kinder haben das Recht, zu spielen, sich zu erholen
und künstlerisch tätig zu sein.

Kinder haben das Recht, zu lernen und eine Ausbildung zu machen,
die ihren Bedürfnissen und Fähigkeiten entspricht.

Kinder haben das Recht, bei allen Fragen, die sie betreffen, sich zu
informieren, mitzubestimmen und zu sagen, was sie denken.

Kinder haben das Recht, dass ihr Privatleben
und ihre Würde geachtet werden.

Kinder haben das Recht auf Schutz vor Gewalt,
Missbrauch und Ausbeutung.

Kinder haben das Recht, im Krieg und auf der Flucht
besonders geschützt zu werden.

Kinder mit Behinderung haben das Recht auf besondere Fürsorge
und Förderung, damit sie aktiv am Leben teilnehmen können.

Welches Kinderrechte findest du besonders wichtig und warum?

Mehr über die Kinderrechte erfährst du hier:
www.juniorbotschafter.de
Hier kannst du auch als JuniorBotschafter
für Kinderrechte aktiv werden.



KINDERRECHTE MACHEN SCHULE

Das Recht auf Mitsprache und
Mitbestimmung in meiner Schule
ARBEITSBLATT 5

Jeder Mensch hat das Recht, seine Meinung zu sagen und mitzubestimmen. Das gilt auch für Kinder.
Die Erwachsenen sollen die Meinung der Kinder bei allen Entscheidungen, die Kinder betreffen,
berücksichtigen. Das gilt auch für die Schule.

Wobei darfst du in der Schule mitbestimmen?

Ich darf

Wobei darfst du in der Schule nicht mitbestimmen?

Ich darf nicht

Wobei möchtest du in der Schule gerne mitreden und mitbestimmen?

Ich möchte gerne mitreden und mitbestimmen bei

Vergleicht in der Klasse, was ihr aufgeschrieben habt, und redet darüber.
Gibt es etwas, wobei ganz viele mitbestimmen möchten?
Überlegt, was ihr tun könnt, damit eure Meinung gehört wird.
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7.	 Interventionsplan

Ein Verfahrensablauf bzw. ein Interventionsplan bietet eine Übersicht/Orientierungshilfe 
über die Handlungsschritte zur Gefährdungseinschätzung in einem Verdachtsfall bzgl. einer 
Kindeswohlgefährdung. 

Sich des Ablaufs einer Gefährdungseinschätzung bewusst zu sein, bevor die ersten Schritte 
eingeleitet werden, kann erheblich zur Handlungssicherheit beitragen und hilft „die Ruhe zu 
bewahren“. Gute Kooperation und Vernetzung mit den Fachkräften in der Schule und in der 
Region sind von großer Bedeutung, um in jedem einzelnen Fall individuell angemessen und in 
Passung mit den standortspezifischen Möglichkeiten zu handeln.

Siehe Anlagen in Punkt 2 „Kindeswohlgefährdung“:
-- Entscheidungsbaum (aus: Kinderschutz an Schulen, Handlungsleitfaden für Hamburg, Ralf Slüter, 
Hamburg 2017, 3. Auflage, S. 24/25)

-- Mitteilungsbogen „Kindeswohlgefährdung“, Jugendamt Hamburg 2016



Materialien
Interventionsplan



Schutzkonzept
Teil B



Einleitung (Teil B – Schutzkonzept)

Aus ihrer Verantwortung für Bildung und Erziehung in den Ländern, hat sich die Kultusminis-
terkonferenz einvernehmlich auf Maßnahmen zur Vorbeugung und Aufarbeitung von sexuellen 
Missbrauchsfällen und Gewalthandlungen in Schulen und schulnahen Einrichtungen verstän-
digt. Die Kultusministerkonferenz nimmt dabei ihre grundgesetzlich vorgegebene staatliche 
Aufsicht über das gesamte öffentliche und private Schulwesen wahr.

Sexuelle Übergriffe, sexueller Missbrauch und Gewaltanwendungen in schulischen oder schul-
nahen Einrichtungen stehen seit mehreren Jahren im Zentrum öffentlicher Wahrnehmung. Die 
Kultusministerkonferenz spricht sich für eine größtmögliche Sensibilität gegenüber des Pro-
blems der sexuellen Übergriffe und des gewalttätigen Handelns in Schulen und schulnahen 
Einrichtungen und für ein engagiertes Handeln für die Opfer und gegen die Täter aus.

Sie ist sich der Bereitschaft aller Verantwortungsträger zur Zusammenarbeit sicher und erwar-
tet, dass alle, die mit der Bildung und Erziehung von Kindern und Jugendlichen betraut sind, 
zur gemeinsamen Lösung der anstehenden Probleme beitragen. Abgestimmtes, zielgerichtetes 
Handeln soll dabei auch pauschalen Urteilen oder Verdächtigungen entgegenwirken.

Schule als Ort des Lernens und der Achtung: Vorsorgliches Handeln und Prävention
Gegenseitiges Vertrauen, Wertschätzung und Zugewandtheit sind zentrale Bedingungen für 
eine gelingende Bildung und Erziehung in der Familie ebenso wie in der Schule, in schulnahen 
Einrichtungen und Veranstaltungen. Toleranz, Transparenz, Offenheit und angemessene Kon-
flikt- und (Selbst-) Kritikbereitschaft sind wichtige Konstituenten des Zusammen-Lebens und 
Zusammen-Lernens. Bei der Arbeit mit Kindern und Jugendlichen ist der professionelle Um-
gang mit Nähe und Distanz von wesentlicher Bedeutung. 

Eine Kultur des Hinsehens und des Hinhörens muss Teil des Lebens und Lernens in der Schule 
sein. Sie braucht aber auch immer wieder die Bestätigung und die Versicherung im Unterricht, 
im Schulleben und im Kontakt mit den am Schulleben Beteiligten. Dafür müssen qualifiziertes 
pädagogisches Personal, angemessene Räume und Zeiten eingeplant und gesichert werden.

(aus: Empfehlungen der Kultusministerkonferenz vom 20.04.2010, i. d. F. vom 08.03.2012)



Teil B – Schutzkonzept (bezogen auf das innerschulische Umfeld)

 1.    Interne Vertrauenspersonen

 2.    Erweiterte Führungszeugnisse

 3.    Risikoanalyse in der Schule

 4.    Vernetzung mit Kooperationspartnern

 5.    Qualifizierung von Personal

 6.   Sexualerziehung und präventive Erziehungshaltung

 7.    Soziale Kompetenzen der SuS 

 8.    Interventionsplan

 9.    Partizipation von Eltern und SuS

10.   Verhaltensregeln für das Personal

11.    Kinderschutz ins Leitbild
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1.	 Interne Ansprechpersonen 

Das Schutzkonzept einer Schule beschäftigt sich mit möglichen Beeinträchtigungen und 
Gefährdungen von Kindern und Jugendlichen in der Institution Schule. Ein wichtiger präventiver 
Aspekt zum Schutz der Kinder sind interne Vertrauenspersonen.

Fachlich qualifizierte Ansprechpersonen bieten Schülerinnen und Schülern Unterstützung an 
bei Fragen und Beschwerden zu schwierigen Situationen und Übergriffen, die sie in der Schule 
erlebt haben. Solche Anlaufstellen sind ein wichtiges Instrument für eine Partizipation. 
Dies kann eine Schülersprechstunde (z.B. im Beratungsdienst der Schule) oder ein Email-Account 
für Ratsuchende oder Beschwerden sein. Welche Verfahren Schule ggf. in Kooperation mit dem 
Jugendhilfeträger auch anbietet, sie sollte die deutliche Botschaft vermitteln, dass Schülerinnen 
und Schülern mit ihren Sorgen ernst genommen werden und sie bei Grenzverletzungen bis hin 
zur sexuellen Gewalt an der Schule auf Hilfe zählen dürfen.
Bei der Auswahl und Benennung der Ansprechpersonen ist darauf zu achten, dass sie für die 
verschiedenen Zielgruppen geeignet und zugänglich sind. 

Damit Beschwerden überhaupt geäußert werden können, bedarf es einer „Kultur des Mit
einanders und des Vertrauens“, die sich auf alle Ebenen bezieht. Beschwerdemöglichkeiten 
sollten in Dienstbesprechungen, Elterngesprächen, im Klassenrat, Gesprächen zwischen 
Lehrkräften und Schülerinnen/Schülern, Lernentwicklungsgesprächen usw. geben.
Die Erfahrung zeigt, je ausgeprägter konstruktive, kritische – also lobende und kritisierende 
– Gespräche geübt werden, desto eher können im Bereich sexueller Grenzüberschreitungen 
Missbrauch oder Übergriffe angesprochen werden. Die Betroffenen fühlen sich in solchen 
Einrichtungen deutlich ernster genommen, finden schneller Hilfe.

(in Anlehnung aus: Rahmenschutzkonzept der Träger der Kinder- und Jugendnothilfe des DRK Hamburg, 

Hamburg 2014)

Maßnahmen:
•	 Ansprech- und Beschwerdestrukturen entwickeln, z.B. in Form von Modellen/Schaubilder 
•	 Implementierung und Bekanntgabe (regelmäßige Pflege) der Ansprech- und Beschwerdewege 

(siehe auch Punkt 8. und 9.)
•	 Einrichten eines „Kummerkastens“

In einer akuten Situation eines vermuteten Verdachtsfalls oder tatsächlichen Vorfalls (z.B. 
Übergriff durch Schulpersonal oder ggf. des Personals des Jugendhilfeträgers) sollte frühzeitig 
eine Ansprechperson benannt werden, die die Einrichtung nach Innen und Außen vertritt. Diese 
Person sollte diplomatisch und allparteilich sein, klar sprechen, verschiedene Sichtweisen und 
Blickwinkel ausdrücken und trotzdem eine eindeutige Haltung vertreten können.

•	 In Absprache mit interner Ansprechperson grundsätzliche Handlungsschritte absprechen
•	 Bekanntgabe der Ansprechperson in ihrer Funktion im Kollegium/beim Schulpersonal 



Beispiel für grundsätzliche Handlungsschritte in einer akuten Situation eines vermuteten 
Verdachtsfalls oder tatsächlichen Vorfalls eines Übergriffs durch Schulpersonal:

Die folgenden Empfehlungen sind zu beachten:

•	 Bewahren Sie Ruhe!

•	 Interpretieren Sie die Situation nicht. Dokumentieren Sie, was Ihnen aufgefallen ist und was 
das Mädchen bzw. der Junge gesagt hat. Halten Sie fest, in welchem Zusammenhang die 
Äußerung gefallen ist, ob sie spontan war oder durch bestimmte Themen oder Ereignisse 
ausgelöst wurde. Was haben Sie selbst gesehen und/oder gehört, von wem ist was berichtet 
worden, welche Gefühle wurden bei wem ausgelöst bzw. von wem berichtet und welche 
Hypothesen sind von wem zu den Informationen entwickelt worden?

•	 Informieren Sie Ihre Schulleitung. Sie entscheidet über die nächsten konkreten Schritte. 
Ist die unter Verdacht stehende Person beim Jugendhilfeträger eingestellt, ist die Leitung 
des Jugendhilfeträgers bzw. die Bereichsleitung/Geschäftsführung des Jugendhilfeträgers 
zuständig.

•	 Sollte der Verdacht Ihre Schulleitung betreffen, informieren Sie Ihre Schulaufsicht. Ist das 
Personal beim Jugendhilfeträger eingestellt, ist die Leitung des Jugendhilfeträgers bzw. die 
Bereichsleitung/Geschäftsführung des Jugendhilfeträgers zuständig.

•	 Halten Sie Kontakt zu dem Mädchen bzw. dem Jungen (aber versprechen Sie nicht, dass Sie 
alles für sich behalten werden).

•	 Stellen Sie auf keinen Fall die verdächtige Person zur Rede! Dadurch kann das Kind oder die/
der Jugendliche zusätzlich gefährdet werden. Die Zuständigkeit liegt diesbezüglich in den 
Händen der Polizei (LKA 32).

Wichtig ist zeitnahes, planvolles und abgestimmtes Handeln!

(In Anlehnung aus: Arbeitshilfe „Gefährdung des Kindeswohls innerhalb von Institutionen“ – Der Paritätische 
Gesamtverband, Berlin September 2016)

Anlage
- 	Leitfragen „Beteiligung und Umgang mit Beschwerden“ (aus: Schutzkonzepte Rahmenbedingungen – UAG 2016)



Materialien
Interne Vertrauenspersonen



Beteiligung und Umgang mit Beschwerden (institutionell)

Mit welchen Verfahren stellen Sie Beteiligung an Ihrem Standort sicher:
•	 Wie gewährleisten Sie, dass Kinder regelmäßig altersgerecht über ihre Rechte informiert 

werden?
•	 Wie beteiligen Sie Kinder und ihre Eltern an Ihrer Alltagskultur?
•	 Wie stellen Sie die Beteiligung aller Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (unabhängig von 

Qualifikation und Aufgabenstellung) sicher?
•	 Wie informieren Sie Kinder und ggfls. ihre Eltern über Ihre Haltung, Maßnahmen und 

Verfahren zum Kinderschutz?
•	 An wen können sich Ihre Kinder und deren Eltern wenden, wenn sie Wünsche, Kritik oder 

einen Verdacht auf grenzverletzendes Verhalten von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
haben? 

•	 Wie machen Sie diese Ansprechpersonen den Betreuten und Eltern bekannt, und wie weisen 
Sie daraufhin, wie diese Möglichkeit genutzt werden kann?

•	 Wie gehen Sie mit Hinweisen und Beschwerden durch außen stehende Personen bezogen 
auf Machtmissbrauch durch Mitarbeitende um?

Nachhaltigkeit: Woran macht sich am Standort fest, dass Beteiligung und Partizipation weiter 
entwickelt wurden? Welche Entwicklungsbedarfe werden noch gesehen? Welche Personen sind 
am Standort als Beschwerdeempfänger bekannt gemacht? Wie sichern Sie die Beteiligung aller 
Akteure am Standort an der Erarbeitung und Fortentwicklung eines gemeinsamen Beschwerde-
Managements? Sie haben Standards für ein Beteiligungsverfahren am Schulstandort entwickelt 
und verschriftlicht.

Einführung und Einarbeitung neuer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (institutionell)
•	 Wie werden neue Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit dem Schutzkonzept vertraut 

gemacht?
•	 Wie thematisieren Sie das Thema Haltung und Kultur Ihres Standortes gegenüber neuen 

Kolleginnen und Kollegen? 
•	 Wie treten Sie in den Dialog mit neuen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ein, um deren 

Haltung und Fachlichkeit in Erfahrung zu bringen?

Nachhaltigkeit: Sie haben Standards für die Einarbeitung neuer Fachkräfte am Schulstandort 
entwickelt und verschriftlicht. Neue Fachkräfte werden mit den Kinderrechten ausführlich 
vertraut gemacht, ihnen stehen erfahrene Kolleginnen und Kollegen zur Seite, die mit ihnen 
das Schutzkonzept und die Leitfragen erörtern.  

(aus: Schutzkonzepte Rahmenbedingungen – UAG 2016)
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2.	 Erweiterte Führungszeugnisse – Personalverantwortung

 „Wirksamer Kinderschutz beginnt mit der Auswahl des Personals: Welche Haltung hat eine 
Bewerberin oder ein Bewerber zum Thema Kinderschutz? ... Dieser Austausch schafft – neben 
der Vorlage des erweiterten Führungszeugnisses – die Grundlage für eine Zusammenarbeit.“ 
(aus: Kein Raum für Missbrauch – UBSKM Berlin, August 2015)

Das erweiterte Führungszeugnis als Teil eines umfassenden Präventions- und Schutzkonzeptes 
soll zur Verbesserung des Kinderschutzes an Schule beitragen. Personalverantwortung bedeutet 
in diesem Fall, die Vorlage eines erweiterten Führungszeugnisses zu verlangen, soweit dazu 
eine rechtliche Befugnis besteht. Dies sollte auch bei Ehrenamtlichen oder Honorarkräften, 
über deren Mitarbeit die Schule selbst entscheidet, der Fall sein.

Bereits im Vorstellungsgespräch – auch mit Honorarkräften, ehrenamtlich Tätigen und 
dem nichtpädagogischen Personal – sollte der Schutzauftrag und der klare Umgang mit 
(sexualisierter) Gewalt bzw. Übergriffigkeit benannt werden. Die Bewerberinnen und Bewerber 
sollten nach Vorstrafen und laufenden Ermittlungsverfahren befragt sowie Fragen nach 
konkreten Reaktionsweisen in heiklen Situationen gestellt werden, wie z.B.:
•	 „Welche Einstellung haben Sie in Bezug auf sexuelle Grenzüberschreitungen bis hin zu 

sexuellem Missbrauch?“ oder
•	 „Was unternehmen Sie, wenn Sie eine/n Kollegin/Kollegen dabei beobachten, wie sie/er ein 

Kind oder Jugendlichen auf den Mund küsst?“
•	 „Was unternehmen Sie, wenn Sie eine/n Kollegin/Kollegen dabei beobachten, wie sie/er ein 

Kind oder Jugendlichen in einer Stresssituation würgt oder schlägt?“
•	 „Was unternehmen Sie, wenn Sie eine/n Kollegin/Kollegen dabei beobachten, wie sie/er ein 

Kind oder Jugendlichen demütigt oder beleidigt?“
Je deutlicher im Vorstellungsgespräch thematisiert wird, dass und wie sexualisierte Gewalt 
(bzw. Übergriffigkeit) sanktioniert wird, desto eher hat es eine abschreckende Wirkung auf 
potenzielle Täterinnen und Täter und damit präventiven Charakter. Dafür ist es wichtig, dass 
Klarheit darüber besteht, was als Übergriff verstanden wird, wohl wissend, dass die Grenzen 
zwischen gut gemeinter Nähe und anders motiviertem Übergriff fließend sein können. Eine 
Atmosphäre der Transparenz und der regelmäßigen Reflexion machen zweifelhafte Situationen 
ansprechbar. (in Anlehnung aus: Rahmenschutzkonzept der Träger der Kinder- und Jugendnothilfe des DRK 

Hamburg, Hamburg 2014)

Ein erweitertes Führungszeugnis muss von dem Bewerber (Honorarkraft) selbst beantragt 
werden. Ein erweitertes Führungszeugnis sollte auch nach drei Jahren Tätigkeit in der Schule 
aktualisiert und somit neu angefordert werden.

Maßnahmen:
•	 Gesprächsleitfaden „Personaleinstellung und Kinderschutz/Schutzkonzept“ entwickeln
•	 Verlangen eines erweiterten Führungszeugnisse und Aktualisierung alle drei Jahre
•	 evtl. Selbstverpflichtungserklärung 

Anlage
-	 Checkliste „Ehrenamt in der Schule“
-	 Merkblatt Hinweise zur Anforderung eines erweiterten Führungszeugnisses (FZ)



Materialien
Erweiterte Führungszeugnisse



Ckeckliste	
  -­‐	
  Ehrenamt	
  in	
  der	
  Schule	
  	
  
Erstgespräch	
  wurde	
  geführt	
  von:	
  
	
  
Leitzeichen:	
  
	
  
Datum	
  des	
  Einführungsgespräch:	
  
	
  

	
   	
  

Ist	
  die	
  ehrenamtliche	
  Tätigkeit	
  mit	
  der	
  Schule	
  abgestimmt?	
  
	
  
In	
  welcher/n	
  Jahrgangsstufe/n	
  soll	
  das	
  Ehrenamt	
  angesiedelt	
  sein?	
  
	
  
Ist	
  eine	
  in	
  der	
  Schule	
  zuständige	
  Person	
  benannt?	
  
	
  
Name	
  der	
  zuständigen	
  Person:	
  
	
  

ja	
  
	
  
	
  
	
  
ja	
  
	
  

	
  

Angaben	
  zur	
  Person	
  der	
  /	
  des	
  Ehrenamtlichen	
  
Frau	
  /	
  Herr	
  	
  Name,	
  Vorname:	
  
	
  
Geb.-­‐Datum:	
  
	
  
Kontaktdaten	
  (Anschrift/Telefon/Email):	
  
	
  
	
  
	
  

	
  
	
  
in:	
  	
  

Check	
  Einführungsgespräch	
  
Volljährig	
  
Geschäftsfähig	
  
Schwangerschaft	
  
	
  
Checkliste	
  Informationsgespräch	
  

-­‐ Datenschutz	
  &	
  Schweigepflicht	
  
-­‐ Schutzkonzept	
  und	
  

Beschwerdemanagement/Beschwerdewege	
  
-­‐ Infektionsschutz	
  
-­‐ (ggf.)	
  Informationen	
  über	
  die	
  Notwendigkeit	
  

einer	
  ärztlichen	
  Bescheinigung	
  
-­‐ Informationen	
  zum	
  Merkblatt	
  „Ehrenamt“	
  
-­‐ Erläuterungen	
  zum	
  Versicherungsschutz	
  

ja	
  
ja	
  
nein	
  
	
  
	
  
durchgeführt	
  
durchgeführt	
  
	
  
durchgeführt	
  
durchgeführt	
  
	
  
durchgeführt	
  
durchgeführt	
  

	
  	
  

	
  
Vermerk	
  über	
  Aushändigungen	
  und	
  Vereinbarungen	
  

• Selbstverpflichtungserklärung	
   ausgehändigt	
  und	
  unterschrieben	
   	
  

• Ehrenamtsvereinbarung	
   ausgehändigt	
  und	
  unterschrieben	
   	
  

• Merkblatt	
  Ehrenamt	
   ausgehändigt	
  und	
  unterschrieben	
   	
  

	
  

 

(in Anlehnung aus: „Checkliste Ehrenamt“, Landesbetrieb Erziehung und Beratung, Hamburg) 



Die Personalabteilung informiert: 

Hinweise zur Anforderung eines erweiterten Führungszeugnisses (FZ) 
für Personal mit kinder-/ jugendnahen Tätigkeiten 

Mit dem am 1. Mai 2010 in Kraft getretenen 5. Gesetz 
zur Änderung des Bundeszentralregistergesetzes 
(BZRG) vom 16. Juli 2009 ist in §§ 30a, 31 BZRG ein 
„erweitertes Führungszeugnis“ eingeführt worden, wel-
ches über Personen erteilt werden kann, die beruflich, 
ehrenamtlich oder in sonstiger Weise kinder- oder ju-
gendnah tätig sind oder tätig werden sollen. 

Nach Entscheidung der Behördenleitung der Behörde 
für Schule und Berufsbildung ist ab sofort in den aus 
den nachfolgenden Hinweisen ersichtlichen Fällen ein 
erweitertes Führungszeugnis anzufordern. 

1. Betroffener Personenkreis (allgemein)

Das Schulpersonal – inkl. JMS – sowie das der Bera-
tungseinrichtungen der BSB (z. B. ReBBZ), welches 
Kontakt mit Kindern und Jugendlichen hat. 

2. Personengruppenspezifische Umsetzung

Künftig ist bei der Frage, welches FZ angefordert wird, 
nach Tätigkeitsbereichen bzw. Berufen zu unterschei-
den.

2.1 Neueinstellungen der BSB 

Für die BSB ist bei Neueinstellungen1 das erweiterte FZ
bei kinder- und jugendnahen Tätigkeiten insbesondere 
für 

 Lehrkräfte, 
 Psychologinnen und Psychologen, 
 Erzieherinnen und Erzieher,  
 Sozialpädagoginnen und -pädagogen, 
 Therapeutisches Personal, 
 Assistenzkräfte, 
 Schulbusfahrerinnen und -fahrer,  
 Schulsekretärinnen und -Sekretäre, 
 Hausmeisterinnen und Hausmeister 

anzufordern. 

Analog zu verfahren ist grundsätzlich bei Dienstleis-
tungsverträgen (Honorarverträgen) und der Beschäfti-
gung von Ehrenamtlichen, soweit kinder- und jugend-
nahe Tätigkeiten ausgeübt werden sollen. Ebenfalls 
betroffen sind z. B. Referendare / Nachwuchskräfte, 
Praktikanten, Leiharbeitskräfte oder sonstiges Personal, 
welches über Kooperationen Tätigkeiten im Kontakt mit 
Minderjährigen für die BSB wahrnimmt (siehe Ziffer 
2.5). 

2.2 Bestandspersonal der FHH 

Eine flächendeckende Abforderung ist grundsätzlich 
nicht erforderlich. Eine anlassbezogene Anforderung im 
Einzelfall bleibt davon selbstverständlich unberührt.  

____________________________ 
1  Bereits vor Einführung des erweiterten Führungszeugnisses  wurde in der 

BSB einheitlich bei Neueinstellungen aller Beschäftigtengruppen ein „ein-
faches“ Führungszeugnis zur Vorlage bei einer Behörde (§ 30a Abs. 2 
Satz 2 i. V. m. § 30 Abs. 5 BZRG) beantragt. Dies trifft auch für Hono-
rarkräfte zu, die an den Schulen eingesetzt werden. 

Hintergrund: Im Rahmen laufender Beschäftigungsver-
hältnisse im öffentlichen Dienst werden gem. Nr. 15 und 
16 der Anordnung über die Mitteilung von Strafsachen 
vom 19. Mai 2008 (MiStra) i. V. m. §§ 13 und 14 Einfüh-
rungsgesetz zum Gerichtsverfahrensgesetz öffentliche 
Arbeitgeber über bestimmte Strafsachen von Beamten 
(§ 49 BeamtStG), Arbeitnehmern oder sonstigen Be-
schäftigten informiert, soweit u. a. dienst- oder arbeits-
rechtliche Maßnahmen oder auch die Untersagung der 
Beaufsichtigung von Kindern und Jugendlichen bzw. die 
Anordnung von Auflagen für die gerade ausgeübte 
berufliche Tätigkeit notwendig werden. 

2.3 Personalwechsel innerhalb der FHH in 
kinder- und jugendnahe Bereiche 

Für diesen Personenkreis ist ein erweitertes FZ anzu-
fordern, soweit die einzelne Person noch nicht länger 
als 10 Jahre bei der FHH beschäftigt ist. 

Hintergrund: Bei Personalübernahmen aus anderen 
Behörden der FHH kann wie unter Ziffer 2.2 aufgeführt 
davon ausgegangen werden, dass die Mitteilungen 
über Strafsachen bei Dienststellenwechsel von den 
zuständigen Personalabteilungen weitergereicht wer-
den, soweit diese noch nicht Bestandteil der Personal-
akte waren. 
Allerdings sind noch die Fälle zu betrachten, in denen 
der Beschäftigte mit einer Berufsgruppe eingestellt 
wurden, die bei der Einstellung nicht die Anforderung 
eines erweiterten Führungszeugnisses auslöste (z. B. 
Busfahrer) oder für eine Tätigkeit ohne Kontakt mit 
Minderjährigen eingestellt wurde (z. B. Lehrkraft Er-
wachsenenbildung). 
Bei diesem Personenkreis würden Strafsachen, die vor
der Einstellung gelegen haben und nunmehr im erwei-
terten FZ auftauchen würden, der BSB nicht bekannt 
werden. Diese werden in der Regel 10 Jahre nach 
Ablauf der Verurteilung nicht mehr in das erweiterte FZ 
aufgenommen (§ 32 Bundeszentralregistergesetz). 

2.4 Personalübernahmen von anderen Dienstherren 

Bei Personalübernahmen ist für den unter Ziffer 2.1 
genannten Personenkreis immer die Erklärung über 
Strafsachen vom Betroffenen auszufüllen und ein er-
weitertes FZ zur Vorlage bei einer Behörde anzufor-
dern. 

Hintergrund: Bei der Übernahme von Personal von 
anderen Dienstherren besteht das Risiko, dass Strafsa-
chen zwar anhängig sind, durch einen Dienstherren-
wechsel aber nicht in die hiesige Personalakte gelan-
gen.  

2.5 Sonstiges Personal (Beispiel: Honorarkräfte, 
Ehrenamtlich, Praktikanten etc.) 

Für „Externe“ ist eine Meldung über Strafsachen gem. 
MiStra nicht gewährleistet. Gleichwohl ist vor dem Hin-
tergrund einer einheitlichen Anwendung der Maßstäbe 
und aus Praktikabilitätserwägungen eine flächende-
ckende Überprüfung des bereits eingestellten Perso-
nals nicht notwendig, da auch für das eigene Bestands-
personal keine ergänzende Überprüfung erfolgt.  



Eine anlassbezogenen Einzelfallprüfung bleibt hiervon 
unberührt. 

2.5.1 Honorarkräfte 

Soweit für kinder- und jugendnahe Tätigkeiten Werk- 
bzw. Dienstleistungsverträge (Honorarverträge) von 
den Dienststellen abgeschlossen werden, haben die 
zuständigen Verantwortlichen sich vor Beginn der Tä-
tigkeit ein erweitertes FZ zur Vorlage bei einer Behörde 
nach § 30 Abs. 5 BZRG i. V. m. § 30 a Abs. 1 BZRG 
vorlegen zu lassen.  

Dieses ist in Abständen von drei Jahren erneut (aktua-
lisiert) vorzulegen.  

2.5.2 Ehrenamtliche (z. B. Elternmitarbeit in der 
Grundschule o. Ä.)2 

Ehrenamtliche müssen im Bereich der kinder- und 
jugendnahen Tätigkeiten in folgenden Fällen ein erwei-
tertes FZ zur Vorlage bei einer Behörde nach § 30 Abs. 
5 BZRG i. V. m. § 30 a Abs. 1 BZRG vorlegen:  

o Beaufsichtigung im Rahmen einer Veranstaltung /
Reise über Nacht oder

o allein verantwortliche Beaufsichtigung regelmäßig
mindestens eine Stunde wöchentlich je Einsatztag
oder

o mitverantwortliche Beaufsichtigung regelmäßig 
mindestens vier Stunden pro Woche

Ausnahme: Wenn der Kontakt zu Minderjährigen auf bis 
zu vier Mal jährlich beschränkt ist und dabei höchstens 
vier Stunden andauert (z. B. Unterstützung bei der 
Weihnachtsbäckerei). 

2.5.3 Praktikanten, Freiwillige und Referendare / 
Nachwuchskräfte 

Personen, die im Rahmen eines Freiwilligendienstes, 
einer Ausbildung oder eines Praktikantenverhältnisses 
länger als vier Wochen mit kinder- und jugendnahen 
Tätigkeiten befasst sind, müssen bei Einstellung ein 
erweitertes FZ vorlegen. Ist dieser Personenkreis weni-
ger als vier Wochen tätig, gilt das unter Ziffer 2.5.2 
Genannte.3

2.5.4 Leiharbeitsverhältnisse und weitere Kooperati-
onsverhältnisse 

Bei Personalrekrutierung über Dritte wie Zeitarbeitsfir-
men (Leiharbeitsverhältnisse) für kinder- und jugendna-
he Tätigkeiten ist in den vertraglichen Vereinbarungen 
eine den obigen Ausführungen entsprechende Aussage 
zur Vorlage und zur Aktualisierung des erweiterten 
Führungszeugnisses zu treffen. Gleiches gilt beispiels-
weise bei Kooperationsvereinbarungen mit anderen 
Trägern (z. B. im Rahmen von Jeki die Kooperation mit 
Musikschulen und Konservatorium) oder bei Projekten, 
wie die Übernahme des Betreibens einer Schulkantine 
durch den Schulverein. 

____________________________ 
2 Die Verwaltungsgebühr i. H. v. 13 € entfällt bei Ehrenamtlichen.  
3 Diese Regelung ist einem Vertragsentwurf der BASFI mit den Wohlfahrts-

verbänden entnommen. 

3. Zusammenfassung:

In folgenden Fällen ist ein erweitertes FZ bei Tätigkei-
ten mit Kontakt zu Minderjährigen anzufordern:  

 Neueinstellungen der BSB (inkl. Personalübernah-
men von anderen Dienstherrn)

 Bei Wechsel von eingestelltem Personal in Bereiche
mit Minderjährigenkontakt, sofern die Person noch
nicht länger als 10 Jahre bei der FHH beschäftigt ist

 Bei der Beauftragung von Honorarkräften
 Vor der Beschäftigung von Ehrenamtlichen (Schwel-

lenregelung)
 Vor der „Einstellung“ von Praktikanten, Freiwilligen

und Referendaren
(Beschäftigungszeit < 4 Wochen: Verfahren analog
Ehrenamtliche; Beschäftigungszeit > vier Wochen:
Verfahren analog Neueinstellungen)

 Beschäftigung von Leiharbeitnehmern
 Beschäftigung von Personal im Rahmen von Projek-

ten oder Kooperationen

4. Verfahren

4.1 Personalverwaltung (V 43) 

Bei der Anforderung der Unterlagen für die Neueinstel-
lung und bei Übernahmen von anderen Dienstherren 
wird künftig unterschieden nach Tätigkeiten mit und 
ohne regelmäßigen Kontakt mit Minderjährigen. Bei 
entsprechenden Tätigkeiten wird ergänzend zum ohne-
hin geforderten FZ zur Vorlage bei einer Behörde der 
Hinweis auf das zusätzlich notwendige erweitere FZ 
aufgenommen und eine schriftliche Bestätigung für die 
Meldebehörde zu einem kombinierten FZ nach § 30 
Abs. 5 i. V. m. § 30 a Abs. 1 BZRG ausgehändigt. 

Bei Personalwechsel von Beschäftigten der BSB bzw. 
der FHH, die vorher nicht in kinder- und jugendnahen 
Tätigkeiten eingesetzt waren und weniger als 10 Jahre 
der FHH angehörten, wird vor dem Wechsel ein erwei-
tertes Führungszeugnis gefordert und eine Bestätigung 
für die Meldebehörde (§ 30 a Abs. 2 BZRG) ausgehän-
digt. 

4.2 Dienststellen 

Bei Einsatz von sonstigem Personal für kinder- und 
jugendnahe Tätigkeiten, das nicht von der Personalab-
teilung verwaltet wird, ist von den Dienststellen unter 
den beschriebenen Voraussetzungen 

a) bei der Rekrutierung von Honorarkräften, Ehrenamt-
lichen, Praktikanten, Freiwilligen und sonstigen Per-
sonal jeweils eine schriftliche Bestätigung für die
Meldebehörde zur Anforderung eines kombinierten
Führungszeugnis nach § 30 Abs. 5 i. V. m. § 30 a
Abs. 1 BZRG (erweitertes Führungszeugnis zur Vor-
lage bei einer Behörde) auszuhändigen4

bzw. 

____________________________ 
4  Bei anderen – nicht kinder- und jugendnahen Tätigkeiten reicht das 

„einfache“ FZ aus.



b) im Rahmen der Rekrutierung von Leiharbeitneh-
mern sowie bei Projekten und Kooperationen
schriftlich zu vereinbaren, dass die jeweiligen Ver-
trags- oder Vereinbarungspartner nur Personal ein-

setzen bzw. zur Verfügung stellen, welches ein er-
weitertes Führungszeugnis nach § 30 a Abs. 1 
BZRG vorgelegt und entsprechend aktualisiert hat. 

17.07.2013 V 438-1 / 111-20.4 
MBlSchul 2013, Seite 55 
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3.	 Risikoanalyse – Leitfragen zur Erstellung einer standortspezifischen Risikoanalyse

Laut Handbuch Schutzkonzepte sexueller Missbrauch (Berlin, Nov 2013) beginnt „Prävention 
mit der Analyse der strukturellen und arbeitsfeldspezifischen Risiken der Träger“. Die 
Arbeitshilfe „Kinder- und Jugendschutz in Einrichtungen“ erstellte dafür eigens „Leitfragen 
zur Erstellung einer einrichtungsindividuellen Risikoanalyse“, um eine solche Analyse 
abschätzen und bearbeiten zu können. Sie empfiehlt eine Risikoanalyse möglichst mit allen 
Beteiligten durchzuführen, um gemeinsam zu überlegen, welche möglichen Risiken durch 
unterschiedliche Maßnahmen minimiert werden können. Gleichzeitig dient dieser Schritt 
auch der Qualitätsentwicklung der Arbeit und der differenzierten Auseinandersetzung aller 
Beteiligten.

Jede Schule (ggf. in Kooperation mit dem Jugendhilfeträger) sollte sich mit der Frage 
auseinandersetzen, wo Risikosituationen für Machtmissbrauch oder ein unangemessenes 
Nähe-Distanz-Verhältnis bestehen und wie sie vermieden werden. Dazu können gehören:
•	 Unterricht in 1:1 Situationen (z.B. individuelle Förderung) 
•	 pflegerische Maßnahmen – Inklusion (z.B. Pflege bei körperlicher Beeinträchtigung von SuS)
•	 Umkleidekabinen in der Sporthalle/Schwimmhalle
•	 Klassenfahrten/Ausflüge
•	 …

Eine individuelle Risikoanalyse gehört daher an den Anfang der Konzeptentwicklung, denn ihre 
Ergebnisse machen deutlich, welche Strukturen, Situationen oder Routinen besondere Risiken 
für die jeweilige Schule bergen, die gewalttätige, sexuelle Übergriffe bis hin zu Missbrauch 
begünstigen könnten.

Maßnahmen:
•	 Zusammenstellung der standortspezifischen Risikofaktoren durch Erstellung entsprechender 

Leitfragen
•	 Siehe Anlage Arbeitshilfe: Arbeitsfeldspezifische Risiken im System Schule

Die nun folgenden beispielhaften Leitfragen (in Anlehnung an die Arbeitshilfe „Kinder- und 
Jugendschutz in Einrichtungen“ – Der Paritätische, September 2016) können eine Anregung 
für Ihre eigene standortspezifische Risikoanalyse sein.

Anlage
-	 Beispiel Leitfragen „Zielgruppe - Schule und GBS“ (In Anlehnung aus: Arbeitshilfe „Gefährdung des Kindeswohls 

innerhalb von Institutionen“ – Der Paritätische Gesamtverband, Berlin September 2016)
-	 Leitfragen zur Erstellung von Kinderschutzkonzepten
-	 Arbeitshilfe: Arbeitsfeldspezifische Risiken im System Schule



Materialien
Risikoanalyse in der Schule



1. Zielgruppe – Schule (ggf. in Kooperation mit dem Jugendhilfeträger)

1.1 Altersstruktur

von ________ bis __________                       Klasse/Personengruppe_______________________

1.2 Umgang mit Nähe und Distanz
Gibt es klare Regeln für eine professionelle Beziehungsgestaltung?

Welche? _________Welche Risiken könnten daraus entstehen? ___________________________
Zukünftige Maßnahmen zur Abwendung:______________________________________________

1.3 Klassenfahrten, Übernachtungen, Ausflüge, Schulschwimmen
Finden Klassenfahrten/Übernachtungen/Ausflüge/Schulschwimmen mit zu Betreuenden statt? 
Gibt es hierfür klar abgesprochene Regeln, die überprüfbar sind? 

Welche? _________________Welche Risiken könnten daraus entstehen? ___________________
Zukünftige Maßnahmen zur Abwendung:______________________________________________

1.4 Unterstützung der Körperpflege (Inklusion)
Ist eine besondere körpernahe Aktivität notwendig, um die Kinder zu versorgen oder zu 
unterstützen?

Welche? ____________________Geschieht dies in der Einzelbetreuung?____________________
Gibt es hierfür überprüfbare Regeln und Verfahren?_____________________________________

1.5 Räumliche Gegebenheiten
a) Innenräume
Gibt es abgelegene, nicht einsehbare Bereiche bzw. Räume (auch Dachböden und Keller)?

Welche?___________________ Gibt es bewusste Rückziehräume?__________________________

b) Außenbereich
Gibt es Bereiche auf dem Schulgelände, die sehr schwer einsehbar sind? 
Welche?___________________Ist das Schulgelände von außen einsehbar? __________________
Wie?____________Ist das Schulgelände unproblematisch betretbar?______ Wie?____________ 
Welche Risiken können daraus entstehen usw.

Wer hat (regelmäßigen) besonderen Zutritt zur Schule und kann sich unbeaufsichtigt dort 
aufhalten? (z.B. Handwerker, Gärtner, Nachbarn, externe Fachkräfte,…)_____________________
Sind die Personen der Schule/dem Kollegium persönlich bekannt?_________________________
Werden die Besucher namentlich erfasst und die Aufenthaltszeiträume dokumentiert?
_________________________________________________________________________________

2 Personalentwicklung
Liegt das erweiterte Führungszeugnis für alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Schule vor?
_________________________________________________________________________________



2.1 Stellenausschreibungen
Stellen die Stellenausschreibungen auch den Aspekt des Kinderschutzes heraus?
Wie kommunizieren Sie es?__________________________________________________________

2.2 Bewerbungsgespräche
Weisen Sie ausdrücklich auf den Kinderschutzgedanken bzw. Ihr Kinderschutzkonzept hin?

2.3 Arbeitsverträge
Sind die Arbeitsverträge/Zusatzvereinbarungen zum Schutz vor sexualisierter Gewalt 
aufgenommen (siehe Richtlinie)?

2.4 Einstellungssituation Honorarkräfte
Gibt es einen Einarbeitungsplan? Werden regelmäßige Probezeitgespräche durchgeführt? 
Finden regelmäßige Mitarbeiterinnen- und Mitarbeitergespräche statt?
Erteilen diese Bewerberinnen und Bewerber ihr Einverständnis, dass sie vorherige Arbeitsgeber 
zur Thematik des Machtmissbrauches kontaktieren dürfen?

2.5 Fachwissen im Kollegium/bei Schulpersonal
Ist das Kollegium/das Schulpersonal zu folgenden Themen geschult?
Kinderschutz/Machtmissbrauch/Gewalt/Sexualpädagogik
Steht in der Schule entsprechendes Informationsmaterial und Fachliteratur zur Verfügung? 
Existiert ein sexualpädagogisches Konzept für die Schule, auf das sich alle Beteiligten ver
ständigt haben?

2.6 Zuständigkeiten und informelle Strukturen
Sind Zuständigkeiten klar geregelt? Gibt es informelle Strukturen?
Sind nichtpädagogische Kolleginnen und Kollegen oder Honorarkräfte über bestehende Regeln 
informiert/beteiligt?

2.7 Kommunikations- und Wertekultur
Gibt es eine gemeinsam entwickelte Wertekultur (Leitgedanken, Leitbild, Schulprogramm…)?
Gibt es Kommunikationsgrundsätze, die es ermöglichen zwischen allen hierarchischen Ebenen 
der Schule Kritik zu äußern?

2.8 Feedbackkultur, Möglichkeiten der Reflexion und der Mitbestimmung
Kann in regelhaft etablierten Runden über Belastungen bei der Arbeit und über unterschiedliche 
Haltungen in wertschätzender Form gesprochen werden?
Gibt es die Möglichkeit der kollegialen Beratung?

3 Beteiligungs- und Beschwerdemöglichkeiten aller relevanten Bezugsgruppen
Eltern/Sorgeberechtigte werden über folgende Maßnahmen zum Kinderschutz informiert: 
Kinder/Jugendliche werden an folgenden Maßnahmen des Kinderschutzes beteiligt: Ist eine 
Beschwerdemöglichkeit für alle relevanten Beteiligten vorhanden? 
Gibt es vertraute, unabhängige, interne bzw. externe Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner, 
die im altersgerechten Umgang geübt sind? Sind diese Personen allen Beteiligten bekannt?



3.1 Zugänglichkeit der Informationen
Haben alle Beteiligte (Kollegium, Schulpersonal, ggf. MA des Jugendhilfeträgers, Honorarkräfte, 
Sorgeberechtigte) Zugang zu den nötigen Informationen (Regelwerk, Beschwerdemöglichkeiten 
etc.)?
Sind diese Informationen für alle verständlich (Übersetzungen, leichte Sprache…)?

4 Handlungsplan
Gibt es einen Handlungs- bzw. Interventionsplan, in dem für einen Verdachtsfall die Aufgaben 
und das Handeln konkret geklärt sind?

5 Andere Risiken
In unserer Schule/aus meiner Sicht gibt es weitere Risiken in folgenden Bereichen:

_________________________________________________________________________________

(In Anlehnung aus: Arbeitshilfe „Gefährdung des Kindeswohls innerhalb von Institutionen“ – Der Paritätische 
Gesamtverband, Berlin September 2016)



Leitfragen zur Erstellung von Kinderschutzkonzepten

Bei den Fragen zu den institutionellen Aspekten sollten jeweils die Grenzverletzungen der Kinder 
untereinander sowie die Risiken durch das Handeln von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
Gegenstand der fachlichen Auseinandersetzungen sein.

Macht und Machtmissbrauch (institutionell)

Wie bewerten Sie die Alltagskultur an Ihrem Schulstandort?
•	 Wie werden Machtverhältnisse zwischen Pädagogen/Pädagoginnen und Kindern thema

tisiert?
•	 Wie stellen Sie Offenheit und Transparenz am Standort her?
•	 Welche Alltagssituationen gibt es, die Sie als besonders risikohaft bezogen auf Machtmiss

brauch durch Pädagoginnen und Pädagogen erleben?

Nachhaltigkeit: Woran macht sich am Standort fest, dass es effektive Schutzmechanismen 
zum Erkennen und Vermeiden von Machtmissbrauch gibt? Welche Methoden sind etabliert um 
anstelle von Vermeidung und Wegsehen eine zugewandte Feedback-Kultur zu entwickeln?
	

Grenzüberschreitungen (institutionell)

Wie thematisieren Sie das Thema Nähe und Distanz an Ihrem Standort?
•	 Wie pflegen Sie einen regelmäßigen fachlichen Austausch zum Thema Grenzsetzungen, 

Privatsphäre, Körperkontakt?
•	 Wie reflektieren Sie, wie Kinder und pädagogisches Personal auf Körperkontakt reagieren, 

von wem er ausgeht, wer ihn als angemessen oder unangemessen erlebt oder beschreibt?
•	 Wie bewerten Sie Situationen, die Sie als Risikosituationen identifiziert haben? 
•	 Wie können eigenwillige Wünsche nach Nähe und Distanz von Kindern frei geäußert werden? 
•	 Wie gehen Sie mit Übergängen zwischen Dienstzeit und Privatheit von Mitarbeiter/innen im 

Kontakt zu Kindern um?
•	 Welche Vorstellungen und Konzepte zur Sexualerziehung gibt es an Ihrem Standort?
•	 Welche geschlechtsspezifischen, pädagogischen Angebote zu Aufklärung und Umgang mit 

Macht und Gewalt für Kinder gibt es an Ihrem Standort?

Nachhaltigkeit: Welche Vereinbarungen und Regelungen wurden getroffen, um die Kommuni
kationsstrukturen zu schaffen, die für die Prävention von Grenzüberschreitungen erforderlich 
sind? Wie werden neue Mitarbeiter/-innen in diese Konventionen eingeführt? Wie thematisieren 
Sie die Risiken von Situationen, in denen Pädagogen allein mit einzelnen Kindern oder Gruppen 
arbeiten?

(aus: Einführung von Kinderschutzkonzepten an GBS-Standorten; Handlungsleitfaden für die gemeinsame 
Erarbeitung von Kinderschutzkonzepten und deren Umsetzung an GBS-Standorten Hamburg, Oktober 2015)
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4. Vernetzung mit Kooperationspartnern 

Die Entscheidung über das Schutzkonzept, aber auch das konkrete Vorgehen bei Übergriffen 
oder einem Verdacht verbleibt immer bei der Schule. Trotzdem ist die Kooperation und 
Vernetzung u.a. mit dem Jugendhilfeträger an GBS-Standorten und den regionalen Fach
beratungsstellen ein wichtiger Bestandteil bei der Entwicklung eines standortspezifischen 
Kinderschutzkonzeptes und sollte unbedingt mitbedacht werden. 
Auch der GBS-Kooperationspartner ist aufgefordert, ein Schutzkonzept zu erstellen. Daher 
ist mindestens eine Abstimmung über die Beschwerdeverfahren und Meldewege erforderlich

Zu einem Schutzkonzept gehört die Gewissheit, dass die Schule im Fall von konkreten Hin
weisen auf sexuelle Gewalt von Fachleuten unterstützt wird. Dafür sollte unabhängig von 
konkreten Vorfällen Kontakt zu einer regionalen Fachberatungsstelle aufgenommen und 
gepflegt werden. Manchmal ist die Kooperation mit einem schulberatenden Dienst wie 
beispielsweise dem ReBBZ (regionales Bildungs- und Beratungszentrum) naheliegender, wenn 
dieses Erfahrung mit der Intervention bei sexueller Gewalt hat oder bereits mit ihm zusammen 
gearbeitet wurde.
Über den Einzelfall hinaus ist die Kooperation auch bei der Erstellung des Schutzkonzeptes 
selbst und vor allem bei der Entwicklung eines passgenauen Interventionsplanes unbedingt 
zu empfehlen.
(In Anlehnung aus: Broschüre „Was muss geschehen, damit nichts geschieht?“ UBSKM, September 2016) 

Vernetzen Sie sich in Ihrem Stadtteil, indem Sie mit regionalen Fachberatungsstellen zum 
Thema „Sexualisierte Gewalt“ Kontakt aufnehmen.
Um entsprechende Anlaufstellen zu finden, bietet sich in Hamburg das hier enthaltene 
Faltblatt (Wege zur „Hilfe bei sexualisierter Gewalt“) von Nexus Verbund (Netzwerk Hamburger 
Einrichtungen gegen sexualisierte Gewalt) an. In einer Übersicht finden sich die Kontaktdaten 
der einzelnen Fachberatungsstellen in Ihrer Nähe.

Maßnahme:
•	 Kontaktaufnahme/Vernetzung mit einem regionalen Kooperationspartner/einer regionalen 

Fachberatungsstelle z.B. aus dem NEXUS-Verbund Hamburg
•	 Auflistung/Sichtbar machen des standortspezifischen Kooperationspartner u.a. im Kinder

schutzordner

Anlage
-	 Flyer: Wege zur „Hilfe bei sexualisierter Gewalt“ in Hamburg, NEXUS-Verbund Hamburg



Materialien
Vernetzung mit Kooperationspartnern
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5. Qualifizierung von Personal

„Fortbildungsformate wie Studientage oder schulinterne Fortbildungen für die verschiedenen 
Beschäftigungsgruppen in Schule und GBS sollten früh im Prozess der Konzeptentwicklung 
stattfinden. Je mehr Wissen vorhanden ist, umso effektiver lässt sich der Entwicklungsprozess 
gestalten.“
(aus: Broschüre „Was muss geschehen, damit nichts geschieht?“ UBSKM, September 2016) 

Grundlagenwissen, Problembewusstsein sowie Fachexpertise verhelfen Schulleitungen, Fach
kräften, Lehrerinnen und Lehrern an Schulen zu mehr Handlungssicherheit bei schulinternen 
Verdachtsfällen. Ein erfolgreicher Prozess der Erstellung und Pflege eines Kinderschutzkonzeptes 
wird durch die kontinuierliche Qualifizierung der Fachkräfte, Lehrerinnen und Lehrer an Schule 
begleitet. So wird eine engagierte, offene und langfristige Beschäftigung mit dem Thema 
erreicht. Die Implementierungen von Präventionsmaßnahmen kann so gemeinsam mit dem 
Kollegium geführt bzw. fortgeführt werden. 

Maßnahmen:
•	 Qualifizierung von Fachkräften für die Grundschule: „Kinderschutzfachkraft in Schule“
•	 Qualifizierung von Fachkräften für die Stadtteilschulen/Gymnasien: BeOS (Begleitung von 

Opfern in Schule) mit vertiefenden Aspekten zum Kinderschutz in Schulen 
•	 Regelmäßige schulinterne Fortbildungen zum Thema „Kinderschutz“
•	 Auflistung/Vorstellung der vorhandenen bzw. geplanten Fachexpertisen
•	 Beratungsrunden (Kooperationspartner GBS, ReBBZ, ggf. ASD)

Siehe Anlagen im Teil A (Kinderschutz), Punkt 5.:
-	 Curriculum Qualifizierung „Kinderschutzfachkraft in Schule“
-	 Curriculum Ergänzung „Kinderschutz“, Begleitung für Opfer in Schulen (BeOS)



Materialien
Qualifizierung von Personal
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6.  Sexualerziehung und präventive Erziehungshaltung 

Im Hamburgischen Schulgesetz (§ 6 HmbSG) ist festgehalten, dass von der Grundschule an 
Sexualerziehung ein Teil des Unterrichts ist. Nicht nur medizinisch ausgerichtete Aspekte 
sollten im Fokus stehen, sondern auch Fragen des sozialen Miteinanders sollen aufgegriffen 
werden. Die Sorgeberechtigten werden von der Lehrkraft vor Beginn der Unterrichtseinheit 
informiert. Dieses ist wichtig, damit Eltern wissen, welche Themen im Unterricht bearbeitet 
werden und so auf Fragen ihrer Kinder vorbereitet sind. 

Sexuelle Bildung im Elternhaus und in der Schule ist für die psychosoziale Entwicklung von 
Kindern und Jugendlichen von hoher Bedeutung; so kann den in unserer heutigen Welt überall 
präsenten Informationen und medialen Bildern, die häufig stereotype Vorstellungen und 
Halbwissen von Geschlechterrollen, Körperlichkeit, Liebe sowie Sexualität transportieren, 
etwas entgegengesetzt werden. Mit einer an den Lebenswelten der Kinder und Jugendlichen 
anknüpfenden Sexualerziehung erhalten Kinder und Jugendliche verlässliche Informationen 
und Orientierungshilfen, bei denen das Recht auf Selbstbestimmung und der Verantwortung 
im Umgang mit sich selbst und anderen im Vordergrund stehen. 

Die schulformspezifischen Bildungs- und Rahmenpläne zu den Aufgabengebieten legen 
u.a. für die Sexualerziehung fest, über welche Kompetenzen die Schülerinnen und Schüler 
am Ende einer bestimmten Jahrgangsstufe verfügen sollen. Im Vordergrund stehen dabei 
die Selbststärkung der Kinder und Jugendlichen sowie die Kommunikationsfähigkeit über 
Freundschaft, Liebe, Partnerschaft und Sexualität. Entsprechend ihres Alters und ihres 
individuellen Entwicklungsstandes erwerben Schülerinnen und Schüler Wissen über ihren Körper 
und lernen, diesen wertzuschätzen. Sie werden für die Verwendung angemessener Begriffe 
sensibilisiert und erfahren, dass es basierend auf Grund- und Menschenrechte verschiedene 
Vorstellungen von Partnerschaft und Familie gibt und dass diese zu akzeptieren sind. In der 
Unterrichtsgestaltung werden deshalb interkulturelle Aspekte sowie die geschlechtliche und 
sexuelle Vielfalt berücksichtigt.

Primarstufe
Mit Blick auf die Prävention bzgl. sexualisierter Gewalt ist zentral, dass Grundschulkinder 
Lernangebot u.a. zu folgenden Themenfeldern erhalten:
•	 Mein Körper gehört mir!
•	 Ich vertraue meinem Gefühl! Ich kenne angenehme, unangenehme und sich widersprechende 

Gefühle.
•	 Ich kann zwischen angenehmen, komischen und unangenehmen Berührungen unterscheiden.
•	 Ich kenne gute und schlechte Geheimnisse.
•	 Ich darf „Ja“- und „Nein“-sagen!
•	 Ich hole mir Hilfe!

Bei der Aufbereitung dieser Themenfelder ist darauf zu achten, dass Kinder nicht überfordert 
oder erschreckt werden. Ansetzend an ihrem Alltag werden sie ermuntert, ihre Gefühle 
wahrzunehmen, diese in Sprache zu fassen, sich mit anderen Kindern darüber auszutauschen 
und sich in schwierigen Situationen Unterstützung zu holen. Dabei geht es um das gesamte 
Spektrum von angenehmen und unangenehmen sowie ambivalenten Gefühlen bzw. Situationen. 
So lernen Kinder, dass Haare waschen unangenehm sein kann, aber unter hygienischen Aspekten 



notwendig ist und dass es personenabhängig ist, von wem man über den Kopf gestreichelt 
werden möchte. Sie erkennen, dass Empfindungen unterschiedlich sein können und lernen, 
dass dieses zu respektieren ist.
Aus der Analyse von Täterinnen- und Täterstrategien ist bekannt, dass die Unwissenheit von 
Kindern ausgenutzt wird. Kinder, die zu Hause und im Unterricht nicht die Erlaubnis erhalten, 
Körperteile und auch Geschlechtsteile zu benennen, sind verunsichert und trauen sich nicht, 
anderen von Berührungen an den Geschlechtsteilen zu berichten. Das Thema „Sexualität und 
angemessene Sprache“ sollte daher auf jeden Fall im Unterricht aufgegriffen werden.

Sekundarstufe
In der Sekundarstufe geht es vor allem darum, dass Jugendliche zusätzlich zum Austausch 
in der Gleichaltrigengruppe (Peergroup) und vermeintlich wissensbasierten Informationen 
in der digitalen Welt ein verlässliches Fundament an Basiswissen zur Sexualität erwerben 
und lernen, verschiedene Haltungen zu Partnerschaftsformen auf der Basis der Grund- und 
Menschenrechte kennenzulernen, auszuhalten und zu akzeptieren. Für den Unterricht sind daher 
die Gestaltung von gewaltfreien Partnerschaften und der Umgang mit sexuellen Übergriffen 
unter Jugendlichen wichtige Themen. Zur Vertiefung und zur Gestaltung eines persönlichen 
Austauschraums haben sich zusätzliche Lernangebote von außerschulischen Beratungsstellen 
zur sexuellen Bildung und zur Prävention vor sexualisierter Gewalt im Unterricht und/oder im 
Nachmittagsangebot bewährt.

Unterricht und Curriculum
Sexualerziehung ist dann am wirksamsten, wenn schulische Pädagoginnen und Pädagogen 
Sicherheit und Sprachfähigkeit ausstrahlen, d.h. vermitteln, dass ihnen diese Unterrichtsinhalte 
nicht unangenehm sind. Dazu müssen sie immer wieder ihr sexualpädagogisches Fachwissen 
aktualisieren sowie ihre eigene Rolle und ihren Standpunkt reflektieren. Hilfreich sind außerdem 
ein schulinternes sexualpädagogisches Konzept sowie eine schulinterne Verständigung über 
geeignete diversitätssensible Methoden mit Blick auf die Balance zwischen Nähe und Distanz. 
Durch die Bearbeitung dieser Themen im Unterricht kann es durchaus geschehen, dass 
Schülerinnen und Schüler von schwierigen Situationen, die ihnen oder anderen wiederfahren 
sind, erzählen. Daher sollte die unterrichtende Pädagogin bzw. Pädagoge wissen, wie mit solchen 
Gesprächssituationen umzugehen ist und wie die ersten Schritte bei einer Verdachtssituation 
sind.
Die Unterrichtsinhalte der Sexualerziehung haben nur dann positive Auswirkungen auf das 
Alltagshandeln von Kindern und Jugendlichen, wenn in der Schulkultur immer wieder die 
Bedeutung eines wertschätzenden Umgangs zwischen Schülerinnen und Schülern, zwischen 
Schülerinnen/Schülern und pädagogischen Fachkräften sowie zwischen pädagogischen 
Fachkräften und Eltern aufgegriffen wird. Ein gut funktionierendes Beschwerdemanagement, 
erst gemeinte Feedback Möglichkeiten sowie Verständigung über Regeln und Konsequenzen 
sind Möglichkeiten, dieses deutlich zu machen.

Maßnahmen:
•	 Erarbeitung eines schulinternen Curriculums zur Sexualerziehung
•	 Verankerung von Präventionsangeboten zur sexualisierten Gewalt
•	 Aufgreifen des Unterrichtsthemas „Kinder- und Menschenrechte“
•	 Nutzung von diversitätssensiblem Unterrichtsmaterial
•	 schulinterne Kommunikation von Hilfsangeboten, wie „Nummer gegen Kummer“
•	 Regelverankerung zum wertschätzenden Umgang



•	 Verständigung über Interventionsschritte bei Verdacht auf sexualisierte Gewalt
•	 Nutzung von Beratungen und Fortbildungen (Dokumentation)
•	 Aufbau und Pflege einer Kooperationsstruktur mit außerschulischen Partnern
•	 Etablierung von Peer-Angeboten in der Sekundarstufe 
•	 Erstellung einer aktuellen Liste von Fachberatungsstellen zur sexuellen Bildung und zur 

sexualisierten Gewalt
•	 Etablierung von Elternveranstaltungen zur Sexualerziehung, zur Pubertät sowie zum Schutz 

der Kinder und Jugendlichen

Anlage 
-	 Broschüre „Sexuelle Grenzverletzungen“ Handeln bei sexuellen Grenzverletzungen unter Kindern und 

Jugendlichen, Februar 2013
-	 Rahmenpläne Sexualerziehung
-	 Material Kinderrechte
-	 Hamburger Leitlinien Mädchen- und Jungenarbeit sowie -pädagogik

Links zu den o.g. Anlagen:

Bildungspläne
www.li.hamburg.de/contentblob/4075234/14b189e8be08f3387f4793bbf64a570a/data/pdf-bildungsplaene-
aufgabengebiete.pdf

Leitlinien Mädchenpädagogik
www.li.hamburg.de/contentblob/4344296/e69fa292e70e0cb5bb86e884885fa65f/data/pdf-leitlinien-
maedchenpaedagogik.pdf

Leitlinien Jungenpädagogik
www.li.hamburg.de/contentblob/3854418/8b332f93681d99c02c332fdaf2413c7d/data/pdf-leitlinien-fuer-
jungenarbeit-in-hamburg.pdf

Kinderrechte Plakat der bpb
www.bpb.de/shop/lernen/falter/194570/kinderrechte

Spiel bpb, Kosten: 1,50 Euro
www.bpb.de/shop/lernen/spiele/201965/kimemo 

Kinderrechte (videoclip) 2016 bpb
www.hanisauland.de/spezial/kinderrechte/ 



Materialien
Sexualerziehung und präventive Erziehungshaltung



 

Auszug aus dem Hamburger Bildungsplan für die Grundschule, S. 26 
 
Grundschule • Aufgabengebiete           Anforderungen und Inhalte in den Aufgabengebieten 
 

 

3.6  Sexualerziehung 
 
Sexualerziehung ist eine Aufgabe von Elternhaus und Schule. Schulische Sexualerziehung 
knüpft an die Sexualerziehung des Elternhauses sowie der Kindertagesstätte an und ergänzt 
diese. Im Sinne einer vertrauensvollen Zusammenarbeit wird den Eltern die Gelegenheit 
gegeben, ihre Erfahrungen und Vorstellungen in die schulische Arbeit einzubringen. 
 
Schulische Sexualerziehung trägt dazu bei, dass Schülerinnen und Schüler in Situationen, die 
Sexualität und Partnerschaft betreffen, selbstbestimmt und verantwortlich handeln können. Sie 
werden bei der Entwicklung von Ich-Stärke, Einfühlungs- und Abgrenzungsvermögen sowie 
Akzeptanz des persönlichen Bereichs und der Gefühle anderer unterstützt. Dabei ist es 
unerlässlich, dass die Kinder ein gesichertes Wissen über die menschliche Sexualität als eine 
positive Lebensenergie erwerben. Die Kenntnisse über den eigenen Körper sowie das 
Wahrnehmen und Benennen von Gefühlen gehören auch zur Prävention von sexualisierter 
Gewalt. Ausgangspunkt sind die Themen und Fragen der Kinder, die für sie im Moment wichtig 
sind. Es wird Material eingesetzt, das kindgerecht gestaltet ist und die Kinder nicht überfordert. 
Auch schon in der Grundschule werden Themen, wie z. B. Geschlechterrollen oder 
verschiedene Lebensformen, aufgegriffen, zu denen es in den Elternhäusern unterschiedliche 
Einstellungen geben kann. Grundsätzlich ist die Ausgestaltung dieser Themen an den 
Grundrechten orientiert, die sich auf die Menschenwürde und das Recht auf freie Entfaltung der 
Persönlichkeit beziehen. 
 
 

 

Anforderungen am Ende der Jahrgangsstufe 2 
 

 

Erkennen 
 

Bewerten 
 

Handeln 
 
Die Schülerinnen und Schüler  
 
• stellen unterschiedliche 
Gefühle dar, 
 

• nennen Beispiele für 
angenehme und 
unangenehme Berührungen, 
 

• ordnen Ja oder Nein sagen 
einzelnen Situationen zu, 
 

• beschreiben ihre Familie, 
 

• bezeichnen Körperteile, 
 

• benennen Geschlechts- 
unterschiede, 
 

• erkennen einen Zusammen- 
hang zwischen Zeugung, 
Schwangerschaft und Geburt. 

 
Die Schülerinnen und Schüler  
 
• unterscheiden zwischen 
eigenen Gefühlen und denen 
anderer, 
 

• begründen, wann ein 
Geheimnis weitererzählt 
werden darf, 
 

• versetzen sich in Kinder 
anderer Familien hinein, 
 

• beurteilen anhand von 
Beispielen, was man aus 
körperlichen Unterschieden 
zwischen Mädchen und 
Jungen ableiten kann und 
was nicht, 
 

• nehmen bestimmte Formen 
von körperlicher Annäherung 
als unangenehm wahr und 
äußern dieses. 

 
Die Schülerinnen und Schüler  
 
• berücksichtigen in 
ausgewählten Situationen die 
Bedürfnisse und Empfindungen 
anderer, 
 

• lernen und spielen sowohl 
mit Mädchen als auch mit 
Jungen, 
 

• bauen Freundschaften auf 
und pflegen diese, 
 

• lernen und spielen ohne die 
Verwendung von sexualisierten 
Schimpfwörtern miteinander, 
 

• äußern in konkreten 
Situationen ihre Zustimmung 
oder Ablehnung, 
 

• holen Hilfe, wenn sie oder 
andere belästigt werden. 
                         
                         Fortsetzung nächste Seite 
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7.  Soziale Kompetenzen der Schülerinnen und Schüler 

 „Wer auf seine eigenen Kompetenzen vertraut, kann sich Anforderungen zuversichtlich stellen 
und wird diese erfolgreich meistern, was wiederum eigene Selbstwirksamkeitsüberzeugung 
stärkt. Vertrauen Kinder und Jugendliche nicht auf eigene Kompetenzen und scheitern sie an 
der Bewältigung von Anpassungsanforderungen, entwickeln sie defizitäre oder vermeintliche 
Handlungskompetenzen und unangemessene Bewältigungsstrategien, die sich in psychischen 
Störungen und Verhaltensstörungen zeigen können. Um eine erfolgreiche Bewältigung der 
Anpassungsanforderungen zu ermöglichen, müssen Kinder und Jugendliche hinsichtlich ihrer 
Kompetenzen, wie z.B. in der Selbstwahrnehmung, Selbstwirksamkeit, Meinungsäußerung, 
dem emotionalen Selbstwirksamkeitserleben und Empathie gefördert werden. 

So stellt in diesem Zusammenhang die Förderung sozialer Kompetenzen ein wichtiges Ziel von 
Erziehung und Unterricht und damit einen bedeutsamen Bestandteil der Funktion von Schule 
dar. Da Schule ein sozialer Kontext ist, in dem junge Menschen einen großen Teil ihres Alltags 
verbringen und der einen bedeutsamen Einfluss auf ihre Entwicklung ausübt, ist sie besonders 
gut geeignet, um Maßnahmen der Prävention von Problemverhalten und der Förderung von 
Kompetenzen umzusetzen. Die täglichen Interaktionen mit Gleichaltrigen stellen ein Übungsfeld 
dar, Prinzipien zu erproben, die für den Aufbau und die Aufrechterhaltung sozialer Beziehungen 
und für eine erfolgreiche soziale Entwicklung notwendig sind: Perspektivenübernahme, 
das Aushandeln von Kompromissen und gemeinsamen Lösungen, Hilfsbereitschaft und die 
Übernahme von sozialer Verantwortung.
Darüber hinaus erleichtern die organisatorischen Rahmenbedingungen von Schule und 
Unterricht (oder ggfs. die Angebote des Jugendhilfeträgers am Nachmittag) die Implementation 
gruppenbezogener Maßnahmen. Das liegt beispielsweise an der guten Erreichbarkeit der 
Zielgruppe, da hier viele Kinder in bestimmten Lebensphasen zusammen lernen und auf sie 
zugeschnittene Maßnahmen leicht umgesetzt werden können.
Ebenso können viele Schüler angesprochen werden: sowohl jene, bei denen ein Risiko zur 
Entwicklung von Anpassungsschwierigkeiten besteht als auch solche, die nicht zu einer 
Risikogruppe gehören. Dies ist insbesondere auch für Maßnahmen von Bedeutung, die präventiv 
eingesetzt werden sollen.

(In Anlehnung aus: Förderung sozialer Kompetenzen im Unterricht – Dissertation von Dipl.-Psych. Stephanie 
Drössler, Berlin 2009)

Anlage
-	 Überblick über schülerbezogene Gewaltpräventionsangebote (Beratungsstelle Gewaltprävention

Für die Grundschule
•	 Soziales Kompetenztraining
•	 Klassenrat/Schülerrat
•	 Verhaltenstraining für Schulanfänger
•	 Mobbing-Präventions-Programme
•	 ….

Für die Sekundarstufe
•	 Soziales Kompetenztraining
•	 Mobbing-Präventions-Programme
•	 Trainingsraum-Methode
•	 …
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8. Interventionsplan

Schutzkonzept: 	Übergriffe durch das schuleigene Personal/Honorarkräfte an Kindern bzw. 	
	 Jugendlichen

Das Kernstück eines schulischen Schutzkonzeptes ist ein Plan, für das Vorgehen in einem Ver-
dachtsfall. Ein Interventionsplan bietet der Schulleitung, den Lehrkräften und pädagogischen 
Fachkräften die erforderliche Orientierung und eine gewisse Sicherheit, wenn sie z.B. Anzei-
chen von sexueller Gewalt wahrnehmen. Ein Interventionsplan muss für alle, die in Leitungs- 
und Beratungskontext o.ä. in der Schule involviert sind, bekannt und jederzeit einsehbar sein.

a)	 bei vermutetem Machtmissbrauch, Übergriff und Gewalt durch schuleigenes Personal und 
Honorarkräfte in Schulen

Die Handreichung zur Durchführung von Disziplinarverfahren (Hamburg 2015) stellt den Verlauf 
eines Disziplinarverfahren dar und soll die damit zusammenhängenden Fragen beantworten, 
um Schulleitungen die Durchführung von Disziplinarverfahren zu erleichtern.

(aus: Handreichung zur Durchführung von Disziplinarverfahren, Hamburg 2015, S. 2/3)

Schulleiterinnen und Schulleiter sind 
Dienstvorgesetzte aller an ihrer Schu-
le im Beamtenverhältnis beschäftigten 
Personen und üben in laufenden An-
gelegenheiten die Dienstaufsicht (§ 89 
Abs.2 HmbSG) aus. Bestandteil dieser 
Aufsichtsfunktion ist es auch, ggf. Diszi-
plinarverfahren durchzuführen und Diszi-
plinarmaßnahmen zu verhängen. 

Ein Disziplinarverfahren ist ein Verfahren, 
in dem ein mögliches Dienstvergehen von 
Beamtinnen und Beamten geprüft und 
ggf. sanktioniert wird. 

Achtung: Für Tarifbeschäftigte (Ange-
stellte) gelten ausschließlich arbeits-
rechtliche Sanktionsmöglichkeiten wie 
Abmahnung oder (außer)ordentliche 
Kündigung!

Ihre Ansprechpartner bei noch offenen 
Fragen sind die Juristinnen und Juristen 
im Referat für Ministerial- und Rechtsan-
gelegenheiten des Personals (Personal-
rechtsreferat V 42).

Übersicht 1: Das Disziplinarverfahren im Überblick (1)

Verdacht eines Dienstvergehens

Unverzügliche schrift-
liche Unterrichtung 
der Beamtin/des 

Beamten mit Hinweis 
auf Recht zur Hin-

zuziehung Beistand/
Bevollmächtigte/r 

und Möglichkeit zur 
Äußerung bzw. Recht 

zur Nichtaussage

Einleitung diszipli-
narischer Ermittlun-
gen durch die/den 

Dienstvorgesetzte/n 
und der Ernennung 

des/der Ermittlungs-
führers/in

Beweiserhebung
•	 Schriftliche dienst-	 	
	 liche Auskünfte
•	 Zeugen und 	 	
	 Sachverständige
•	 Urkunden,Akten, 	 	
	 Augenschein…

Bericht über das Ergeb-
nis der Ermittlungen

Bekanntgabe an Beam-
tin/Beamten

Gelegenheit Beamtin/
Beamter zur abschlie-

ßenden Äußerung

Abschlussentscheidung

Dienstvergehen erwiesen

Dienstvergehen erwie-
sen, aber Einstellung 

des Verfahrens

Leichte Dienstvergehen:
Verweis durchSchul

leitung 
(Beteiligung SPR)

Dienstvergehen nicht 
erwiesen, Einstellung 

des Verfahrens, Vorgang 
für 3 Monate zur 

Personalakte

Mittelschwere, 
schwere und schwerste 

Vergehen:
Abgabe an V 42 z.w.V.
(Beteiligung SPR bei 

Disziplinarmaßnahme)
Widerspruch, 

Abgabe 
an V 42 z.w.V.

Kein Widerspruch:
Verfahren beendet, 

Abgabe des Vorgangs 
für zwei Jahre zur 

Personalakte



b)	Bei gewichtigen Anhaltspunkten für eine Straftat gegen die sexuelle Selbstbestimmung 
aber auch zum Schutz ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter vor den Folgen unberechtigter 
Verdächtigungen in Schulen

Schritte Welche Maßnahmen? Wer?

Schritt 1   

Schritt 2

Schritt 3

Schritt 4

Verpflichtende Info an die Schulleitung 
(sollte der Verdacht die Schulleitung betreffen, die Schulaufsicht informieren)

Verpflichtende Info an die Sorgeberechtigten

Verpflichtende Info an das zuständige LKA 42 (siehe Anlage „Richtlinie“)
Um weiteres Vorgehen abzustimmen (z.B. Sicherung von Beweismitteln)

Grundsätzliches
Das betroffene Kind/die/der betroffene Jugendliche, dessen oder deren Eltern 
sollen geschützt werden. Aber auch die Mitarbeiterin/der Mitarbeiter ist zu 
schützen.
Die o.g. Schritte sind Empfehlungen und immer vom individuellen Fall abhän-
gig. Stimmen Sie sich mit Ihrer externen Beratung ab, wann Sie wen und wie 
informieren wollen.

SL
GBS-L
B-Dienst
SL
GBS-L
B-Dienst
LKA 42
ggf. ASD

	
Anlage

-	 Richtlinie zum Umgang der Schulen mit dem Verdacht auf Straftaten gegen die sex. Selbstbestimmung der  
	 Schülerlinnen und Schüler

Unterscheidung zwischen Grenzverletzungen und Übergriffen

Grenzverletzungen werden in der Regel unabsichtlich verübt. Sie können eine Folge von fachli-
chen oder persönlichen Unzulänglichkeiten sein. 
Grenzverletzungen können in Institutionen auch Folge fehlender Achtsamkeit im Umgang mit 
Kindern, Jugendlichen oder Kolleginnen und Kollegen sein („Kultur der Grenzverletzungen“).
Grenzverletzungen können grundsätzlich korrigiert und geklärt werden.
Für die Bewertung eines Verhaltens als unangemessen und grenzverletzend kann es objektive 
Kriterien geben (z.B. das Anklopfen, bevor ein Zimmer betreten wird) und subjektives Empfin-
den der betroffenen Person.
Grenzverletzungen, die trotz Benennen und der Aufforderung, das unangemessene Verhalten 
zu unterbinden, fortgeführt werden, sind Übergriffe und zeigen die fehlende Problemeinsicht 
der handelnden Person.

(in Anlehnung aus: Rahmenschutzkonzept der Träger der Kinder- und Jugendnothilfe des DRK Hamburg, 
Hamburg 2014)

c)	 Schutzkonzept: 	Kindeswohlgefährdung durch das schuleigene Personal und 
		  Honorarkräfte 

„Im Zuge zunehmender Selbstständigkeit von Schulen verändern und erhöhen sich die Anfor-
derungen an Schulleitungen im Verständnis von Personalleitung und -entwicklung. Gerade der 
sensible Bereich des Konfliktmanagements setzt ein anforderungsgerechtes Aufgaben- und 
Führungsverständnis auch im Sinne von Personalfürsorge voraus, da ein gutes Arbeitsklima 
eine der Grundlagen von Qualität an Schulen ist.



Der Umgang mit Beschwerden über Lehrkräfte bedarf zunehmend einer sachlichen und ange-
messenen Strategie, deren Stärke in der Verbindlichkeit liegt. Die Einhaltung eines festgeleg-
ten Instanzenweges kann zur Problemlösung und gleichzeitigen Entlastung aller Beteiligten 
wie auch der Schulleitung beitragen.“

(Aus der Broschüre „Beschwerdemanagement – zum konstruktiven und transparenten Umgang mit Beschwerden 
über Lehrkräfte“ des Landesinstituts für Schule der Freien Hansestadt Bremen)

Bei der Vielzahl möglicher Fallkonstellationen kann es nur bedingt den einen roten Faden ge-
ben. Es können sich aber festgelegte Verfahrensschritte anhand eines Interventionsplanes als 
belastbar und zielführend herausstellen. 

Maßnahmen:
•	 Beschwerdemöglichkeiten für Kinder installieren (z.B. Ansprechperson - z.B. BL, Kinder-

schutzfachkraft, BeOs-Fachkraft- Einrichten eines Kummerkastens, Klassenrat usw.) - siehe 
auch Punkt 1. und 9.

•	 Beschwerdemöglichkeiten für Eltern/Sorgeberechtigte/Betreuungspersonen installieren 
(z.B. Beschwerdeformular, spez. Ansprechperson in der Schule)

•	 Abgestimmter Verfahrensweg bei vermuteten Machtmissbrauch, Übergriffe und Gewalt



Materialien
Interventionsplan
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Die Rechtsabteilung gibt bekannt:

Richtlinie

zum Umgang der Schulen mit dem Verdacht auf Straftaten 
gegen die sexuelle Selbstbestimmung der Schülerinnen und Schüler

Vom 09.06.2015

1. Sexueller Missbrauch von Kindern und Jugendlichen ist eine schwerwiegende Straftat. Es ist Aufgabe des 
Staates und seiner Schulen, alles Mögliche zu tun, um Schülerinnen und Schüler vor derartigen Straftaten zu 
beschützen und an der Aufklärung dieser Taten sowie der Überführung der Täterinnen und Täter mitzuwirken. 
Andererseits können zu Unrecht erhobene Tatvorwürfe, die an die Öffentlichkeit gelangen, die berufliche und 
gesellschaftliche Ächtung der Betroffenen zur Folge haben. 

Zum Schutz ihrer Schülerinnen und Schüler vor Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung aber auch 
zum Schutz ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter vor den Folgen unberechtigter Verdächtigungen sind die 
Schulen verpflichtet, die folgenden Handlungsanweisungen bei Verdacht auf Straftaten gegen die sexuelle 
Selbstbestimmung zu beachten.

2. Liegen gewichtige Anhaltspunkte für eine Straftat gegen die sexuelle Selbstbestimmung der Schülerinnen und 
Schüler vor, hat die Schulleitung umgehend zunächst die Sorgeberechtigten und sodann das zuständige Fach-
kommissariat des Landeskriminalamts (LKA) zu informieren, dessen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter für 
wirkungsvolle und gleichwohl diskrete Ermittlungen speziell geschult sind, und das weitere Vorgehen mit die-
sem abzustimmen (z.B. die Sicherung von Beweismitteln).

Zuständig ist: Polizei Hamburg
LKA 42 – Fachkommissariat Sexualdelikte
Bruno-Georges-Platz 1
22297 Hamburg
Tel.: +49 40 428 67 4200
Fax: +49 40 428 67 4209.
(Außerhalb der Geschäftszeiten rufen Sie bitte den Kriminaldauerdienst, 
Tel.: 428 67 2610. Ihre Meldung wird von dort an das LKA 42 weitergegeben.)

Sind tatsächliche Anhaltspunkte gegeben, dass die Durchführung eines Ermittlungsverfahrens eine unmittel-
bare Gefährdung der körperlichen oder psychischen Gesundheit des Opfers auslösen könnte (Suizidgefahr) 
oder hat das Opfer der Information des LKA klar und unmissverständlich widersprochen, sind nur die Sorgebe-
rechtigten und das zuständige Jugendamt – ASD – einzuschalten. Die Information der Sorgeberechtigten un-
terbleibt, wenn sie selbst tatverdächtig sind oder ihre Verstrickung in die Straftaten anzunehmen ist. 



16

4. In allen Fällen der Nummer 2 informiert die Schulleitung umgehend die für ihre Schule zuständige Schulaufsicht. 
Ist diese nicht erreichbar, ist die zuständige Leitende Schulaufsicht zu informieren:

B 1, Tel.-Nr.: (040) 428 63 2120
B 2, Tel.-Nr.: (040) 428 63 2244
B 3, Tel.-Nr.: (040) 428 63 2249
HI 1, Tel.-Nr. (040) 428 63 2348

Die zuständige Schulaufsicht gewährleistet die umgehende Weitergabe der Meldung an den Landesschulrat 
bzw. den HIBB-Geschäftsführer. Sie informiert die Pressestelle der Behörde für Schule und Berufsbildung und 
das Referat für Ministerial- und Rechtsangelegenheiten des Personals (V42), falls sich der Verdacht gegen eine 
Mitarbeiterin bzw. einen Mitarbeiter richtet. In den Fällen der Nummer 2 Sätze 3 und 4 entscheidet die zustän-
dige Leitende Schulaufsicht, ob die Information des LKA 42 erfolgt.

5. Eine Information der örtlich zuständigen Wache bzw. des polizeilichen Notrufs unter 110 ist nur zur Abwehr ei-
ner gegenwärtigen, nicht anders abwendbaren Tat zulässig. 

6. Eigene Ermittlungen durch die Schule wie Befragungen von Verdächtigen, Opfern oder Zeugen sind vollständig 
zu unterlassen, da diese den Erfolg der polizeilichen Ermittlungen gefährden können. 

7. Im Nachgang zur Information des LKA wird entsprechend § 4 des Gesetzes zur Kooperation und Information im 
Kinderschutz (KKG – s. www.schulrechthamburg.de Ziff. 1.4.1) die Situation mit der Schülerin bzw. dem Schüler 
und ihren bzw. seinen Sorgeberechtigten erörtert und auf die Inanspruchnahme von Hilfen hingewirkt, soweit 
dies erforderlich ist und hierdurch der wirksame Schutz der Schülerin bzw. des Schülers nicht in Frage gestellt 
wird. 

Hinweis:

Verdachtsfälle wegen Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung machen in der Regel das Einschalten 
weiterer Beratungsinstitutionen erforderlich. Beratungsbedarf kann insbesondere bestehen bezüglich

• der Fürsorge für das Opfer und dessen Familie,
• etwaiger Sofortmaßnahmen bzgl. der bzw. des Tatverdächtigen, 
• Umgang mit Mitschülerinnen und Mitschülern, Eltern, dem schulischen Personal und der Presse,
• Beachtung von Datenschutzvorschriften,
• Verdacht gegen eine Mitarbeiterin bzw. einen Mitarbeiter der Schule (insbesondere Umgang bei einem 

falschen Verdacht).

Bei Bedarf wenden Sie sich bitte an die nachfolgend aufgeführten Ansprechpartner und Institutionen:

• die für Ihre Schule zuständige Schulaufsicht in der Behörde für Schule und Berufsbildung unter der Ihnen 
bekannten Telefonnummer,

• bei dienst- und personalrechtlichen Fragestellungen an das Referat für Ministerial- und Rechtsangelegen-
heiten des Personals (V42), sonst der Rechtsabteilung V3 unter den Ihnen bekannten Telefonnummern,

• das Referat Gewaltprävention der Behörde für Schule und Berufsbildung unter der Telefonnummer 
428 63 3453 oder 428 842 920,

• die Abteilung Beratung – Vielfalt, Gesundheit und Prävention im Landesinstitut für Lehrerbildung und 
Schulentwicklung unter der Telefonnummer 428 842 740.

• das Beratungszentrum Berufliche Schulen unter der Telefonnummer 428 63 5360.

Hamburg, den 09.06.2015

Die Behörde für Schule und Berufsbildung

__________________________

Dr. Michael Voges, Staatsrat

09.06.2015 V 3/184-60.01/04
MBlSchul 2015, Seite 15

* * *
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9. Partizipation von Eltern, Schülerinnen und Schülern

Partizipation stellt einen eigenständigen und sehr zentralen Bestandteil von schulischen 
Schutzkonzepten dar. Die systematische Beteiligung von Schülerinnen und Schülern an Ent
scheidungen, die sie betreffen, stärkt so ihre Position und verringert das Machtgefälle gegenüber 
Lehrkräften, anderen schulischen Beschäftigten oder ggf. des Personals des Jugendhilfeträgers. 
Eine beteiligungsorientierte Schule erleichtert Schülerinnen und Schülern den Zugang zu den 
Kinderrechten und macht sie kritikfähig, sollte deren Umsetzung beeinträchtigt werden. Den 
schulischen Mitbestimmungsgremien wie Klassenrat, Klassensprecher, Schülervertretung, 
Schülerparlament kommt hier eine besondere Bedeutung zu.

Die Schule sollte Eltern informieren, dass die Entscheidung für ein standortspezifisches 
Kinderschutzkonzept ein wichtiger Schritt für die Stärkung des Kinderschutzes in der Schule 
bedeutet und damit auch für das Wohlergehen ihres eigenen Kindes. 

Durch schulische Strukturen sollte die Schule die Beteiligung der Elternschaft ermöglichen, 
da sie eine wichtige Ressource für die Entwicklung eines Schutzkonzeptes bilden. Denn 
Kinderschutz und insbesondere sexueller Missbrauch sind Themen, die Sorgen bei Eltern 
hervorrufen können, ob sich die Schule in familiäre Angelegenheiten einmischen oder Familien 
zu Unrecht in Misskredit bringen will.

(in Anlehnung aus: Broschüre „Was muss geschehen, damit nichts geschieht?“ UBSKM, September 2016) 

Partizipation basiert auf der Einführung von stärkenden und schützenden Strukturen auf 
mehreren Ebenen:
•	 der Schülerinnen und Schüler
•	 der Eltern/der Sorgeberechtigten bzw. Betreuungspersonen
•	 wie auch der Kolleginnen und Kollegen
Es sollten hier Gremien installiert sein, welche die aktive Teilhabe aller o.g. Gruppierungen 
am institutionellen Leben ermöglichen. Die Leitungen wiederum sollten diese Foren aktiv 
informieren, deren Gestaltung des Miteinanders aufnehmen und zur Entscheidungsfindung 
nutzen. 

Partizipation bedeutet außerdem,
•	 dass alle am Schulleben Beteiligten über ihre Rechte aufgeklärt werden – und zwar so, dass 

sie diese Rechte verstehen und wissen, wo sie ggf. Unterstützung erhalten.
•	 dass ihnen im Schulalltag Gelegenheit gegeben wird, über Themen zu sprechen, die in ihrem 

Leben relevant waren und sind: Beziehung, Sexualität, Gewalt, Macht 
•	 dass die Atmosphäre so gestaltet wird, dass sie übergriffiges Verhalten durch andere 

Personen ansprechen können.
•	 dass sie Informationen über institutionelle Hierarchien und Entscheidungsprozesse erhalten.
•	 dass Mitspracheinstrumente initiiert werden.

(In Anlehnung aus: Rahmenschutzkonzept der Träger der Kinder- und Jugendnothilfe des DRK Hamburg, 
Hamburg 2014)



Maßnahmen:
•	 Beschwerdeverfahren (siehe auch Punkt 1. und 8.)
•	 Elterninformationsabende zum Thema „Kinderschutzkonzept“
•	 Verteilen der Elterninfos/Elternbriefe 
•	 Projekte zum Thema für Schülerinnen und Schüler
•	 Thema im Unterricht/Klassenrat/Schülerrat/Schülerparlament
•	 Kinderrechte (siehe auch Teil A Kinderschutz: Kinderrechte)

Anlage
-	 Formulierungsvorschläge „Einladung Elterninformationsveranstaltung“
-	 Elternbrief Ane e.V. „Kinder stark machen-sexuellem Missbrauch vorbeugen“
-	 Broschüre „Elternmitarbeit für Einsteiger“, 
-	 Elterninformation zu Konzepten zum Schutz vor sexueller Gewalt an Schulen (auch in leichter Sprache)



Materialien
Partizipation von Eltern und SuS



   

 
Diese und weitere Unterlagen finden Sie auf  
www.schule-gegen-sexuelle-gewalt.de  

FORMULIERUNGSVORSCHLÄGE  
 
FÜR EINE EINLADUNG ZUR INFORMATIONSVERANSTALTUNG 
FÜR ELTERN 
 
 
 
 
 
Liebe Eltern, 
Sie haben in den letzten Jahren sicher Berichte über sexuellen Missbrauch an Mädchen und 
Jungen in Einrichtungen und Organisationen, z. B. auch in Schulen gehört. In Fachkreisen wird 
seitdem intensiv darüber diskutiert, wie man dies in Zukunft möglichst verhindern kann. 
Fachleute sind sich darin einig, dass Schulen ein jeweils passendes Schutzkonzept entwickeln 
sollten. Dies wollen wir jetzt auch für unsere Schule tun und würden uns über Ihre 
Unterstützung und Mitwirkung dabei freuen.  
Was ein Schutzkonzept ist und wie dies entwickelt wird, möchten wir Ihnen gerne vorstellen ... 
 
 
Falls es bereits Vorfälle in der Schule gegeben hat: 
Auch bei uns hat es leider in der Vergangenheit Übergriffe durch einen Lehrer auf 
Schülerinnen gegeben. Damit dies nicht erneut geschehen kann, ist es uns ein besonderes 
Anliegen, entsprechende Strukturen zu entwickeln.  
 
 
Falls es keine Vorfälle gab:  
Vielleicht machen Sie sich jetzt Gedanken, ob es einen besonderen Grund gibt, dass wir uns 
mit dem Thema befassen und es vielleicht auch an unserer Schule schon entsprechende 
Vorfälle gegeben hat. Das ist nicht der Fall und wir wünschen uns auch, dass dies so bleibt. 
Deshalb ... 
 
 
 
 
 



SCHUTZ VOR SEXUELLEM MISSBRAUCH IST EINE AUFGABE, DIE UNS ALLE ANGEHT

Leider gehört sexueller Kindesmissbrauch noch immer zum Grundrisiko einer Kindheit in Deutschland. Zahlen, auf die Expertin-
nen und Experten verweisen, lassen vermuten, dass in jeder Schulklasse betroffene Mädchen oder Jungen sitzen, die sexuelle 
Übergriffe erlitten haben oder aktuell erleiden – meist außerhalb der Schule, im Elternhaus, im sozialen Umfeld oder durch 
andere Jugendliche und Kinder, zunehmend auch in den digitalen Medien.

Oft bieten wir Kindern und Jugendlichen nicht den möglichen Schutz, auch dort nicht, wo durchaus Handlungsmöglichkeiten 
bestehen. Nur die wenigsten Schulen in Deutschland verfügen bis heute über umfassende Konzepte gegen sexuelle Gewalt.
Bei Schulleitungen, Lehrerinnen und Lehrern sowie pädagogischen Fachkräften herrscht große Unsicherheit im Umgang mit 
sexueller Gewalt, auch zum richtigen Umgang mit Nähe und Distanz. Der offene Dialog mit Eltern und Schülerinnen und Schü-
lern, bei dem gleichzeitig die Persönlichkeitsrechte gewahrt werden, ist unverzichtbar.

PRÄVENTION BRAUCHT EIN KONZEPT

Mit einem Konzept zum Schutz vor sexueller Gewalt werden Schulen einerseits zu Orten, an denen Missbrauch keinen Raum 
hat. Andererseits helfen Schutzkonzepte Schulen, zu Kompetenzorten zu werden, die Hilfe für betroffene Kinder und Jugend-
liche bieten, die außerhalb der Schule Missbrauch erfahren. Solche Konzepte nehmen Schulleitungen und dem pädagogischen 
Personal an Schulen die Unsicherheit und machen ihnen Mut. Sie sind ein Qualitätsmerkmal für gelebten Kinderschutz.
Die Beteiligung von Schulpersonal, Schülerinnen und Schülern sowie Eltern ist ein zentraler Bestandteil eines jeden Schutzkon-
zepts, da die Entwicklung keinem festen Schema folgt, sondern vielmehr von jeder Schule selbst gestaltet wird. Dabei fängt 
keine Schule bei „Null“ an, sondern nutzt bereits bestehende Präventivmaßnahmen wie z.B. Gewaltprävention, Gesundheitsför-
derung oder existierende Kinderschutzkonzepte.

Ein Schutzkonzept gibt Antworten auf die Fragen: Welche Strategien setzen Täter und Täterinnen ein, um sexuelle Gewalt zu 
planen und zu verüben? Welche Gegebenheiten könnte ein Täter oder eine Täterin in einer Schule ausnutzen? An wen wende
ich mich im Falle eines Verdachts? Wie sieht ein Umgang mit Mädchen und Jungen aus, der ihre individuellen Grenzen achtet? 
Und wie kann ich mich selbst vor falschem Verdacht schützen?

DIE INITIATIVE „SCHULE GEGEN SEXUELLE GEWALT“: INFOMAPPE UND WEBSITE

Im Rahmen seiner Initiative „Schule gegen sexuelle Gewalt“ hat der Unabhängige Beauftragte für Fragen des sexuellen Kindes-
missbrauchs eine Informations- und Materialsammlung für Schulen erstellt. Auf www.schule-gegen-sexuelle-gewalt.de gibt 
der Unabhängige Beauftragte in Zusammenarbeit mit den Kultusministerien der Länder Schulen konkrete Hilfestellungen und 
Anregungen zur Entwicklung und Umsetzung von Konzepten zum Schutz vor sexueller Gewalt.
Die Website ergänzt die Materialien der Infomappe, die alle allgemeinbildenden Schulen in Kooperation mit den Kultusministe-
rien ab dem Schuljahr 2016/2017 flächendeckend erhalten werden. Die Infomappe richtet sich an Schulleitungen, Lehrerinnen 
und Lehrer sowie weitere pädagogische Fachkräfte und enthält auch Informationen für Eltern.

„Schule gegen sexuelle Gewalt“ will den Zugang zu einem anspruchsvollen Prozess, der Schulen zu sicheren Orten macht, 
erleichtern. Die Zusammenarbeit mit den Eltern ist dabei eine wichtige Voraussetzung für den Erfolg dieses Vorhabens.

WEITERE INFORMATIONEN:

www.kein-raum-fuer-missbrauch.de
www.schule-gegen-sexuelle-gewalt.de 
www.beauftragter-missbrauch.de
www.hilfeportal-missbrauch.de

Hilfetelefon Sexueller Missbrauch
0800 22 55 530

www.bundeselternrat.de

ELTERNINFORMATION
ZU KONZEPTEN ZUM SCHUTZ VOR SEXUELLER GEWALT IN SCHULEN
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10.  Verhaltenskodex/Verhaltensregeln für das Personal

Ein Verhaltenskodex ist eine Selbstverpflichtung, bestimmten Verhaltensmustern zu folgen 
oder diese zu unterlassen und dafür Sorge zu tragen, dass sich niemand durch Umgehung 
dieser Muster einen Vorteil oder anderen einen Nachteil verschafft.
(wikipedia)

In diesem Sinne ist ein Verhaltenskodex eine grundsätzliche Haltung, auf die man sich einigt 
und im täglichen Miteinander auch danach handelt, wie z.B. 
•	 Wir übernehmen Verantwortung für das Wohl der uns in unserer Schule anvertrauten 

Kinder und Jugendlichen. Dazu gehört der Schutz vor Vernachlässigung, Misshandlung 
und sexueller Gewalt sowie vor gesundheitlicher Beeinträchtigung und vor Diskriminierung 
jeglicher Art.

Die sich daraus ergebenden Verhaltensregeln für einen grenzachtenden, respektvollen Umgang 
der haupt- und nebenberuflichen sowie ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
mit den Kindern/und Jugendlichen und deren Sorgeberechtigten, sollten gemeinsam erar
beitet und abgestimmt werden. Verhaltensregeln sollten ein integraler Bestandteil Ihres 
Kinderschutzkonzeptes sein. Wichtig ist nicht nur der Blick auf den Umgang mit Kindern 
und Jugendlichen, sondern auch die Interaktion zwischen Kolleginnen, Kollegen und anderen 
Erwachsenen, wie Eltern und anderen an Schule tätigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. 
Loyalität und Vertrauen unter Kolleginnen und Kollegen sind wichtiger Bestandteil einer 
guten Pädagogik. Sie müssen aber dort ihre Grenzen haben, wo die Integrität der Kinder und 
Jugendlichen verletzt wird. Ein offener, professioneller Umgang im Kollegium ist gerade dann 
wichtig.

Maßnahmen:
•	 Entwicklung eines Verhaltenskodex in gemeinsamer Absprache
•	 Entwicklung von Verhaltensregeln in gemeinsamer Absprache

Die folgenden Beispiele können für die Entwicklung einer eigenen Vorlage in Ihrer Schule dienen 

(in Anlehnung aus der Arbeitshilfe „Kinder- und Jugendschutz in Einrichtungen“, Der Paritätische – Gesamtverband, 
2016 und der Arbeitshilfe „Institutionelles Schutzkonzept“ Erzbistum Berlin, 2015).

Wir handeln verantwortlich!
1.	 Wir verpflichten uns, Kinder und Jugendliche vor körperlicher, seelischer und sexueller Gewalt 

und Machtmissbrauch zu schützen. Wir achten dabei auch auf Zeichen von Vernachlässigung.
2.	 Wir nehmen die Intimsphäre, das Schamgefühl sowie die individuellen Grenzempfindungen 

der uns anvertrauten Schülerinnen und Schülern wahr und ernst. 
3.	 Wir respektieren den Willen und die Entscheidungsfreiheit aller Gruppenmitglieder und 

treten ihnen mit Respekt gegenüber.
4.	 Gemeinsam mit anderen unterstützen wir Mädchen und Jungen in ihrer Entwicklung und 

bieten ihnen Möglichkeiten, Selbstbewusstsein und die Fähigkeit zur Selbstbestimmung zu 
entfalten. Dazu gehört der Umgang mit Grenzsetzung und Respekt gegenüber anderen.

5.	 Mit der uns übertragenen Verantwortung in der Mitarbeit gehen wir sorgsam um.



6.	 Wir verzichten auf verbales und nonverbales abwertendes und ausgrenzendes Verhalten und 
beziehen gegen gewalttätiges, diskriminierendes, rassistisches und sexistisches Verhalten 
aktiv Stellung.

7.	 Wir werden uns gegenseitig im Kollegium auf Situationen ansprechen, die mit diesem 
Verhaltenskodex nicht im Einklang stehen, um ein offenes Klima zu schaffen und zu erhalten.

8.	 Wir ermutigen Kinder und Jugendliche dazu, sich an Menschen zu wenden, denen sie 
vertrauen und denen sie erzählen, was sie erleben, vor allem auch von Situationen, in denen 
sie sich bedrängt fühlen.

9.	 Wir nehmen Hinweise und Beschwerden von Kolleginnen und Kollegen, Eltern, Praktikantinnen 
und Praktikanten sowie anderen Personen ernst.

Diesem Verhaltenskodex fühle ich mich verpflichtet.

………………………………………………………………… ……..

Datum/Unterschrift

Wertschätzung, Respekt, Kultur der Achtsamkeit

•	 Wir begegnen Kindern und Jugendlichen mit Wertschätzung, Respekt und Vertrauen.
•	 Wir achten ihre Rechte, ihre Unterschiedlichkeit und individuellen Bedürfnisse.
•	 Wir stärken ihre Persönlichkeit.
•	 Wir nehmen ihre Gefühle ernst und sind ansprechbar für die Themen und Probleme, die 

heranwachsende Menschen bewegen.
•	 Wir vertrauen auf die Aufrichtigkeit von Kindern und Jugendlichen.
•	 Wir respektieren und wahren ihre persönlichen Grenzen.
•	 Wir gehen achtsam und verantwortungsbewusst mit Nähe und Distanz um.
•	 Wir sind offen für Feedback und Kritik und betrachten sie als Möglichkeit, die eigene Arbeit 

zu reflektieren und zu verbessern.

Diesem Verhaltenskodex fühle ich mich verpflichtet.

………………………………………………………………………..

Datum/Unterschrift

Anlage
-	 Formulierungsvorschläge zu Verbindlichkeit und erforderlicher Transparenz des Verhaltenskodex 
	 (Kein Raum für Missbrauch - www.schule-gegen-sexuelle-gewalt.de)
-	 Beispiel „Verhaltensampel“ der Schule Wildschwanbrook, Hamburg
-	 Beispiel „Verhaltensampel“ des GBS-Standort der Schule Anna-Susanna-Stieg, Hamburg



Materialien
Verhaltensregeln für das Personal



   

 
Diese und weitere Unterlagen finden Sie auf  
www.schule-gegen-sexuelle-gewalt.de  

FORMULIERUNGSVORSCHLÄGE  
 
ZU ZIELEN, VERBINDLICHKEIT UND ERFORDERLICHER 
TRANSPARENZ DES VERHALTENSKODEX 
 
 
Schule XY 
in … 
 
 
Verhaltenskodex 
 
Vertrauen und Nähe gehören zur pädagogischen Beziehung. Damit diese Basis der Pädagogik 
nicht für sexualisierte Gewalt und ihre Vorbereitung genutzt werden kann, einigen wir uns auf 
verbindliche Regeln für bestimmte Situationen. Um den pädagogischen Alltag nicht durch Regeln 
und Verbote zu überfrachten, halten wir die Anzahl der geregelten Situationen überschaubar. In 
diesem Sinne ist der Verhaltenskodex nicht als abschließend zu verstehen; jede Pädagogin und 
jeder Pädagoge bleibt dafür verantwortlich, das Verhältnis von Nähe und Distanz zu Schülerinnen 
und Schülern angemessen zu gestalten. 
Das sind die Regeln, die im Umgang mit Schülerinnen und Schülern für alle schulischen 
Beschäftigten gelten: 
[Hier werden die zu verschiedenen Bereichen und Situationen getroffenen Vereinbarungen 
eingefügt, beispielweise zum Umgang mit:  

» privaten Kontakten zu Schülerinnen und Schülern,  
» Dusch- und Umkleidesituationen im Sportunterricht, 
» Fotografieren,  
» sozialen Netzwerken, 
» … 
» … 
» …] 

 
Fehler können passieren, Ausnahmen sind manchmal wichtig, aber: Auf den Umgang kommt es 
an. Mit dem Verhaltenskodex verpflichten wir uns, Ausnahmen und Übertretungen transparent zu 
machen, damit kein falscher Eindruck entsteht, und die Schulleitung (oder die Fachbereichs-
leitung oder einen Kollegen…) zu informieren. Im Fall von Ausnahmen oder Übertretungen 
anderer erinnern wir den- oder diejenige, sich entsprechend zu verhalten. Geschieht das nicht, 
verpflichten wir uns selbst zur Information. Fehlerfreundlichkeit und Transparenz fördern keine 
Denunziation – im Gegenteil! Sie sind die Voraussetzung, um mögliche Täterstrategien 
unwirksam zu machen und zugleich Gerüchten und Falschverdächtigung vorzubeugen. 
 
 
 





Verhaltensampel der GBS Anna-Susanna-Stieg

	 Kinder und Jugendliche haben ein Recht
	 auf Schutz und Sicherheit

	 Alle Formen von physischer und psychischer sexueller Gewalt!

	 Kinder und Jugendlichew haben ein Recht
	 sich zu wehren und Klärung zu fordern
	
	 •   unverhältnismäßige Strafen	 	 •   Ironie
	 •   herabsetzen	 	 	 	 •   Kinder ignorieren	
	 •   bloß stellen
	 •   anschreien
	 •   benachteiligen/bevorzugen
	 •   etwas Böses wünschen
	 •   ausgrenzen
	 •   auslachen
	 •   Willkür
	 •   Beleidigung
	 •   Schimpfwörter

	 Kinder und Jugendliche haben ein Recht, Erklärung zu bekommen 		
	 und ihre Meinung zu äußern!
	
	 •   logische und verhältnismäßige Konsequenzen
	 •   Regeln und Konsequenzen werden den Kindern erklärt
	 •   Regeln für die Lernzeit und die Mensa
	 •   zum Schulbesuch motivieren
	 •   Schulranzenordnung gemeinsam mit Kindern planen und 
		  organisieren
	 •   Anfassen von Kindern in Gefahrensituationen
	 •   Konfliktsituationen mit Kindern in kollegiale Beratung mit 
		  einbringen
	 •   Hortregeln mit Kindern besprechen
	 •   Gegenseitiges Ausredenlassen  (Kinder und Erwachsene)
	 •   Recht auf eigene Meinung von Kindern
	 •   Gegenseitiges Zuhören
	 •   Absprachen mit Eltern werden Kindern transparent gemacht

Rote Lampe

Dieses Verhalten ist 
falsch und strafrecht-
lich relevant.

Gelbe Lampe

Dieses Verhalten ist 
falsch, pädagogisch 
kritisch und für die 
Entwicklung von 
Kindern hinderlich.

Grüne Lampe

Dieses Verhalten ist 
pädagogisch sinnvoll, 
entspricht aber nicht 
immer dem Willen, 
den Wünschen oder 
den unmittelbaren 
Bedürfnissen von 
Kindern.
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11.  Kinderschutz ins Leitbild
      

Ein offen kommuniziertes Schutzkonzept basiert auf der Entscheidung, das Thema Schutz 
vor Grenzverletzungen und Übergriffen an Schulen – einschließlich Schutz vor sexueller Ge
walt – offensiv anzugehen. Dazu gehört auch, dass diese Entscheidung in der Öffentlichkeit 
berücksichtigt und beispielsweise auf der Website der Schule sichtbar wird. Damit wird ein 
erster Schritt getan, um das Tabu der sexuellen Gewalt zu brechen.

Die Entscheidung Kinderschutz ins Leitbild aufzunehmen, sollte von der Leitung angestoßen 
und entsprechende Anregungen von ihr aufgegriffen und durch einen schulinternen Meinungs
bildungsprozess von allen am Schulleben Beteiligten auf ein tragfähiges Fundament gestellt 
werden. 

Eine Schule, die diese Entscheidung trifft, macht deutlich, dass sie die schulische Verantwortung 
für den Kinderschutz annimmt und trägt. Nach außen transportiert sich damit Prävention als 
ein Qualitätsmerkmal der Schule.

(in Anlehnung aus: Broschüre „Was muss geschehen, damit nichts geschieht?“ UBSKM, September 2016) 

Maßnahmen:
•	 Textbausteine für das Leitbild entwickeln
•	 Gemeinsame Verantwortung für Kinder
•	 Grenzachtender, respektvoller Umgang (Verhaltenskodex)
•	 Kommunikations- und Wertekultur: Kommunikationsgrundsätze, die es ermöglichen 

zwischen allen hierarchischen Ebenen der Schule Kritik zu üben
•	 Partizipation, um das Machtgefälle zwischen Schülerlinnen und Schülern und Personal zu 

verringern

Anlage
-	 Formulierungsvorschläge für ein Leitbild (Kein Raum für Missbrauch - www.schule-gegen-sexuelle-gewalt.de)



Materialien
Kinderschutz ins Leitbild



   

Diese und weitere Unterlagen finden Sie auf  
www.schule-gegen-sexuelle-gewalt.de  

 
FORMULIERUNGSVORSCHLÄGE FÜR EIN LEITBILD 
 
 
 
Textbausteine 
 
„… Angesichts der Tatsache, dass eine große Zahl von Mädchen und Jungen über alle 
Altersgruppen hinweg zum Opfer von sexualisierter Gewalt wird und die meisten von ihnen 
auch Schülerinnen und Schüler sind, sind wir uns als Schule unserer besonderen 
Verantwortung für Prävention und Intervention bewusst …“ 
 
„… An unserer Schule wird jede Form von Ausgrenzung und Gewalt gegenüber Schülerinnen 
und Schülern geächtet – auch sexuelle Gewalt. Um diesem Ziel näher zu kommen, orientieren 
wir uns im Schulalltag an einem Schutzkonzept zur Prävention und Intervention bei sexueller 
Gewalt …“ 
 
„… Mit einem Schutzkonzept gegen sexuelle Gewalt wollen wir der schulischen 
Verantwortung für den Kinderschutz, der sich aus dem Erziehungsauftrag der Schulen ergibt, 
gerecht werden ...“ 
 
„… Mit einem Schutzkonzept gegen sexuelle Gewalt wollen wir dafür sorgen, dass 
Missbrauch hier keinen Raum erhält, aber Schülerinnen und Schüler, die von Missbrauch 
betroffen waren oder sind, hier Hilfe finden …“ 
 
„… Das Schutzkonzept soll dafür Sorge tragen, dass unsere Schule nicht zu einem Tatort wird 
und Schülerinnen und Schüler hier keine sexuelle Gewalt durch Erwachsene oder andere 
Schüler oder Schülerinnen erleben. Zum anderen wollen wir ein Kompetenzort sein, an dem 
Kinder und Jugendliche, die innerhalb oder außerhalb der Schule von sexueller Gewalt 
bedroht oder betroffen sind, Hilfe und Unterstützung finden, um die Gewalt zu beenden und 
verarbeiten zu können …“ 
 
 
 



Zusätzliche Arbeitshilfen und Materialien

Beratungsstelle Gewaltprävention
•	 www.hamburg.de/gewaltpraevention/

BMFSFJ (Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend)
•	 Mutig fragen – besonnen handeln, Informationen für Mütter und Väter zur Thematik des 

sexuellen Missbrauchs an Mädchen und Jungen, www.bmfsfj.de

BZgA (Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung)
Kostenlose Infomaterialien zum Thema „Kindesmissbrauch“ können u.a. über die BZgA bestellt 
werden, www.multiplikatoren.trau-dich.de/material/bestellung
•	 Du kannst darüber reden! Alles, was du über sexuellen Missbrauch wissen musst.
•	 Du bist stark! Mädchenbroschüre
•	 Du bist stark! Jungenbroschüre
•	 Ein Ratgeber für Eltern
•	 Methodenheft für Fachkräfte
•	 …

BZgA
•	 Printmedien zur Sexualaufklärung mit Abbildungen und Möglichkeit der Online-Bestellung, 

www.bzga.de/infomaterialien/sexualaufklaerung/

Der Paritätische
•	 Arbeitshilfe Kinder- und Jugendschutz in Einrichtungen: Gefährdung des Kindeswohls 

innerhalb von Institutionen, www.paritaet.org
•	 Arbeitshilfe: Kinderschutz in Einrichtungen, www.paritaet-hamburg.de

UBSKM (Unabhängiger Beauftragter für Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs), 
     www.schule-gegen-sexuelle-gewalt.de 
•	 Materialien und links zu Inhalten und Prozesse der Entwicklung von schulischen 

Schutzkonzepten
•	 Informationen über die Situation und Angebote der einzelnen Bundesländer




